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Departement des Innern.

Einleitung.
Organisation des Departements.

Unterm 18. October issi/ zwei Tage vor dem Abtreten der

alten Regierung / wurde Herr Rcgierungs-Rath Tscharner

von dem Großen Rath zum provisorischen Chef deö Departements

des Innern ernennt/ mit dem Auftrag/ von den

betreffenden Behörden und Beamten die obere Leitung der

Geschäfte zu übernehmen/ und die Anstalten und Verfügungen

zu treffe«/ welche der öffentliche Dienst erfordern werde.

Dcrfelbe begann feine Gcfchäftsführung mit einem Krcis-
schrciben (21. October) an die Präsidenten der Dikastcricn/
dcren Geschäfte das Departement übcrnchmcn sollte/ und

richtete an sie die Frage/ ob sie nebst den Mitglicdcrn und

Sccretärs geneigt wären/ ihre Verrichtungen als vorbcra-

thende Behörden einstweilen und bis zu definitiver Organisation

des Departements fortzusetzen. Nur wenige fanden sich

dazu geneigt. Von dem NegicrnngSrath langtc indessen ein

Verzeichniß der von den abgetretenen Dikastcricn uncrlcdigtcn



Geschäfte ein. mit dem Austrag/ darüber zu rapportiren oder

zu verfügen. Diese Geschäfte waren wenig zahlreich nnd

bestunden theils in laufenden Geschäften/ theils in größern
Arbeiten und Gesctzcöentwürfcn. Erstere wurden unvcrweilr
besorgt; die Behandlung der letzter« aber bis zur Organisation
des Departements verfchoben.

Durch das Gefetz über die Organisation der Departemente
vom 8. November i83i wurde dem Departement des Innern
folgender GefchäftskreiS angewiesen: Allgemeine StaatSwirth-
schaft/ Ackerbau/ Viehzucht/ Forstwesen/ Bergwerke/ Jagd/
Fischerei/ Handel/ Industrie/ Gewerbe/ Gemeindewcsen/

Armenwefen/ Gefundheitspflege/ Spitäler/ Landfaßen und
französifche Colonie. Unter der abgetretenen Regierung waren
diefe Geschäfte durch folgende Behörden besorgt worden:

Armen-Commission.

Berg-Rath.
Brandassekuranz - Kammer.

Commcrzien-Rath.
Forst-Commission.
Direction der französifchcn Colonie.

Jagd- und Fischerei-Commission.
Insel- und Außer-KrankenhauS-Direction.
Insel-Collegium.
Jnvaliden-Pensivnö-Commission.
Landes-Oeconomie-Commission.
Landfaßen-Kammer.
Pferdzucht- und Reitfchul-Commission.
Sanitätö-Rath.
SanitätS-Collegium.

Nach dem durch den Großen Rath unterm 8. Novcmbcr
Herr Regicrungörath Tscharner als Präsident / Herr Negic-
rungsrath Otth als Vice-Präsident/ und die Herren Geiser/
Regierungsrath/ Luz/ Neä. Or. (später durch Herrn Dr.
Morlot ersetzt)/ Meßmer/ Verwalter des äußern Kranken-
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Hauses / Watt von Löwenburg (bald darauf durch Herrn Großrath

Bucher ersetzt) und Geißbühler von Walkringen/ als

Mitglieder des Departements ernennt worden waren/ fand
die erste Sitzung den 14. November statt/ und es wurden vorerst

die nöthigen Vorberathungen zur Organisation des

Departements/ zu Bildung der demselben untergeordneten Commissionen/

deren Eintheilung und Geschäftsgang/ und zu

Bestellung dcö Sekretariats gepflogen. Die darüber ausgearbeiteten

Entwürfe wurden nach wiederholten Berathungen dem Rcgie-
rungSrathe vorgelegt und durch dessen Beschlüsse vom 11. und

23. Februar und 4. Juni folgende vorbcvathcnde Kommifsionen
des Departements aufgestellt und ernennt:

1. Commiffion für Landeskultur (Verbesserung
der Viehzucht/ Pfcrdzcichnungen/ Vichfchauen/ Ackerbau/

Jagd/ Fischerei/ LandcSökonomie überhaupt).
2. Commission für Handel und Industrie (Handel/

Industrie/ Künste/ Bergwerke/ innerer und äußerer

Verkehr/ Hanf- und FlachSprämicn.
3. Commiffion für das Gemcindswefcn

(Organisation der GcmeindSbchördcn/ Gcmeindsvcrwaltung/ Prüfung

der Gemeindsreglementt/ TcllwestN/ BrandversichcrungS-
anstalt/ Concessionen und Gewcrbewcfen).

4. Armen-Commisfion (Armen-Unterstützung /

Pensionen/ Pfründen nnd Spendanstalicn / Landfaßen).
Z. Sanitäts-Commifsion (Krankenhäuser/ Aerzte/

Apotheker / Hebamme«/ Thierärztt/ Seuchen unter Menschen

und Vieh/ Gesundheitspflege überhaupt).
6. Sanitäts-Collegium/ eine Unterabthcilung der

Sanitäts-Commissiou (Prüfung der Aerzte/ Apotheker/
Hebammen/ Thierärztt/ und andere rein-wissenschaftliche

Arbeiten).

7. Forst-Commission (Forstwirthschaft/ Holzschläge/

Holzausfuhr/ Flößuugcn/ WaldauSrcutungcn Für das

Forstwesen im Allgemeinen steht sie unter dem Departement
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des Innern; für die dem Staat angehörenden Waldungen
aber unter dem Finanz-Departement.

Unter dem Departement stehen bereits folgende Behörden/
jedoch in einer eigenen/ zum Theil unabhängigen Stellung:

«. Die Jnfel- und Außer-KrankenhauS-Direc-
tion und das Jnfel-Collegium/ zu Verwaltung dieser

beiden Kraukenhäuser / in Betreff welcher eine Uebereinkunft
zwischen der Regierung und der Stadt Bern besteht. Nach

dieser Uebereinkunft wird der Präsident und die Hälfte der

Mitglieder von der Regierung/ die andere Hälfte aber/ nebst

den übrigen VerwaltungSbeamten von der Stadt Bern
gewählt.

K. Die Direction der franzöfifchen Colonie.
Diefe von dem Staatc anerkannte und eine Gemeinde bildende

Corporation hat ihre Statute«/ nach welchen und nach

bisheriger Uebung der Präsident uud ein Theil der Mitglieder von
der Negierung/ die übrigen Mitglieder und Beamte aber von
der Direction fclbst gewählt werden.

G e m e i n d e w e s e n ^).

t. Gemeindeorganisation/ 2. Tcllwesen/ Z. Hintersciß-
g eld er.

1. G cm cinde0 rg a ni sa t i 0 tt. Sehr weise wurden in der

Verfassung nur einige wenige Hauptgrundfätze in Betreff des

Gemcindcwcscns aufgestellt; die Uuterfuchung und Rcgulirung
desselben aber durch das Ucbergangögcfctz dcr Regierung dringend

empfohlen. DaS Departement hat sich daher gleich vom

Anfange feiner Wirksamkeit hinweg zur Pflicht gemacht/ diesen

Bericht über die Staatsverwaltung dcr abgetretenen Regierung

/ Seite öäl.
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Gegenstand in'S Auge zu fassen und in reifliche Berathung zu

ziehen. Jm BcwußtfeiN/ wie wenig ein einzelnes Collegium
einer solchen Arbeit gewachst«/ und daß eS Pflicht der

Behörden fei/ bevor man irgend ein so wichtiges Gesetz entwerft/
dem ganzen Lande davon Kenntniß zu gebe«/ beschloß das

Departement/ mit einer öffentlichen Einladung zu Eingabe
von Wünschen und Ansichten den Anfang zu machen. Einen
bereits unter dcr abgetretenen Regierung durch eine Svezial-
Commission bearbeiteten und schon in mehrern Fällen als

Grundlage angenommenen Entwurf über die Organifation
der Gcmeindbchörden und Gemcindverwaltung ließ das Departement

drucken und im Lande austheile«/ einzig in der Absicht/

denjenigen/ die Bcmerkunsscn einzugeben wünschten/ cinen

Leitfaden an die Hand zu geben. Diefe Absicht wurde aber

hin und wieder mißkannt/ und es entstund bei Vielen der

Irrthum/ daß diefer Entwurf dasjenige sei/ was man der

Regierung als ein bereits reifes Werk zur Prüfung vorzulegen

gedenke. Indessen langten aus allen Gegenden/ von

Behörden und Privaten/ Bemerkungen ei«/ und das Departement

wurde dadurch in Stand gefetzt/ mit mehr Umsicht und

Sachkenntnis? einen Entwurf Gesetzes auszuarbeiten und der

Regierung vorzulegen. Es begleitete denselben mit einem

ebenfalls gedruckten Vorberichte (vom 16. Februar 1832)/ der

einerfcitö die zu berücksichtigenden Verhältnisse in allgemeinen

Zügen berührte/ anderseits die Darstellung der Grundsätze
des Entwurfs enthielt/ uud endlich die eingekommenen

Bemerkungen und Wünfche beleuchtete. Nach Vorberathung des

Départemental-Entwurfes durch Ncgierungörath und Sechszehner

wurde von der Regierung unterm 3«. März der Druck
eines revidirten Entwurfs veranstaltet/ und derselbe dem

Großen Rathe vorgelegt. Diefe gesetzgebende Behörde begann

dessen Berathung den is. April/ zu einer Zeit/ wo die

Vertagung dcr Sitzungen nach mehrmonatlicher Dauer fast

allgemein gcwünfcht ward. Dahcr/ nachdem die Discussion
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bereits bis zum 17. Artikel gediehen war/ und man bemerkte/

welchen Zeitaufwand die Behandlung des ganzen Gesttzent-

wnrfcs erforderte/ wurde unterm 25. April die Berathung
desselben verfchoben. Bei dcr in vielen Gegenden des Cantons

sich zeigenden Nothwendigkeit aber/ die Gemeindebehörden/

vorzüglich diejenige«/ welche Theil an der Staatsverwaltung
zu nehmen haben / neu zu wählen und sie in den Stand zu

fetze«/ bis zu Erlassung dcö Gcmcindegefctzes ihre Amtspflichten
zu erfüllen / wurde ein von Regierungsrath und Sechözehncr
bearbeitetes und vorberathcncs Dekret über die
Erneuerung der Gemeindbehörden angenommen und
erlassen (19. Mai 1832). Nachdem dieses Dekret durch die

StaatSkanzlci an die Regierungsstatthaltcr versendet war/
erließ der Regierungsrath unterm 26. Mai ein Krcisschrciben
an dieselbe«/ uni von ihnen zu erfahren, ob und in wie weit
das Bedürfniß zu Einführung des Dekrets in den Gemeinden

ihrer Bezirke vorhanden fei? Die daranf süccefsive

eingelangten Antworten waren sehr verfchicdcnen Inhalts / und
wurden dem Departement des Innern zugewiesen/ um seinen

Bericht und Antrag darüber zu crstamn. Nach Untersuchung
dicscr Berichte aus den Amtsbezirken erstattete das Departement

unterm 16. Juni feinen Rapport und Antrag/ dahin
gehend / daß das Dekret vom 19. Mai einstweilen nur in
denjenigen Gemeinden feine Anwendung finden möge/ wo das

Bedürfniß dazu vorhanden / und -nuf eine vorzuschreibende

Weist (wozu Vorschläge gemacht wurden) ausgemittelt werde.

Jn einem Theile der Gemeinden war indessen das Bedürfniß
bcrcits eingetreten/ dadurch/ daß die Behörden ihre Stcllcn
nicht länger beibehalten oder nur auf neue Wahl hin ihre
Funktionen fortsetzen wollten/ oder dadurch/ daß die zu diesem

Zweck versammelten Gemeinden mit Stimmenmehrheit die

Einführung des Dekrets verlangt hatten. Dcr Regicrungö-
rach fand sich dahcr bewogen / durch Kreisfchreiben vom
29. Juni die Vollziehung dcs Dekrets in den Gcmcinden der
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Amtsbezirke Aarberg / Aarwangen/ Burgdorf/ Fraubrunnexy
Jnterlacken/ Laupen/ Seftigen/ Obersimmenthal/ Nieder-

simmenthal/ Signa«/ Trachselwald/ Wangen und Pruntrut
anzuordnen und die Versammlungen der Einwohner- und

Bürger-Gemeinden während dem Monat Juli vorzuschreiten.

Unterm 16. Juli wurde die Einführung des Dekrets in dem

Amtsbezirk Erlach/ und durch KrciSfchreiben vom 13. August
in den übrigen Amtsbezirke«/ mit Ausnahme der Stadt Bern/
in diefer letzter« da«« durch eine besondere Verordnung vom

6. September 1832 anbefohlen. Mit Ausnahme einzelner
Gemeinden giengen die Wahlen der Behörden und Beamten ruhig
und unter Beobachtung der gesetzlichen Formalitäten vor sich;

nur in einigen wenigen Gemeinden fanden/ willkürlich oder

unwillkürlich/ formwidrige Wahlen statt/ und fetzten die

Regierung in den Fall/ sie ungültig zu erklären und neue zu

veranstalten. Die neuen Behörden traten überall sofort in
Thätigkeit/ und wurden nach einer von dem Rcgicrungsrathe

unterm 6. August erlassenen Eidesformel in Gelübd aufgenommen

oder beeidigt. Viele Gemeinden befchäftigten sich nun
mit Revision ihrer alten oder mit Abfassung neuer Rcglcmente

und legten sie der Regierung zur Sanktion vor. DiefcS

bcwog den Regierungsrath auf den Antrag des Departements

unterm 26. December ein Kreisschreibcn an alle Regierungö-

statthalter zu erlassen und sie zu ermächtigen / einstweilen und

bis zur Promulgation des GcmcindgcsctzeS / die Gcmcind-

reglemcnte von ihncn aus für exccutorisch zu erkläre«/ wenn

sie nämlich keine wesentlichen Verstöße gegen Verfassung oder

Gesetze enthalte«/ und wen«/ nach ergangener
Bekanntmachung/ keine Einsprüche dagegen gemacht werden. Jn
letzierm Falle und nach fruchtlosem Versuch/ die Beschwerden

zu heben/ soll das Rcglcment mit den betreffenden Aktenstücken

dcr Regierung zum Entscheid vorgelegt werden.

Zugleich wurde den Gemeinden der Rath ertheilt/ durch Ab-

fassung neuer Réglemente sich nicht ohne Noth Kosten oder
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Mühe zn verursache«/ sondern dringende Abänderungen

einstweilen blos mittelst Zusätzen zu den alten Reglementen mit
Zustimmung deS Regierungsstatthalters vorzunehmen/ mit
Abfassung neuer Réglemente aber zu warte«/ bis nach Pro«

mulgation des Gesetzes über das Gemeindwesen, das wo

möglich in der nächsten Session des Großen Rathes werde

berathen werden.

Der Regierungsrath ertheilte nun dem Departement

zugleich (26. September) den Auftrag / ohne fernern
Aufschub die Bearbeitung eines GesetzesentwurfeS über die

Organifation der Gemeindsbehörden vorzunehmen und denselben

dem Regierungsrath in der Mitte Novembers vorzulegen.

Obschon nun der frühere Entwurf von dem Großen Rathe
nicht zurückgefchickt/ sondern blos verschoben worden war/
und also die Regierung denselben nicht von sich aus zurückziehen

konnte, so fand das Departement doch triftige Gründe/

nm einen neuen umgearbeiteten Entwurf vorzulegen. ES

entwickelte diese Gründe in seinem Antrag an den Regierungsrath

vom is. November/ der mit dem Entwurf selbst in
beiden Sprachen gedruckt und den Mitgliedern des Großen

Raths ausgetheilt worden ist.

Regierungsrath und SechSzehner haben unterm 4.

Dezember beschlossen / daß dieser neue Entwurf Gemeindegesetzes

dem Großen Rathe in den Februar-Sitzungen vorgelegt
werden solle.

2. Tellwesen. Der Bezug sowohl von Armen - *) als
von andern Tellen findet im ganzen Canton nach dem Gesetz

vom 14. Juni 1823 und nur in den durch dasselbe bestimmten

Fällen statt. Dieses Gesetz bezeichnet die zu bestellenden

Gegenstände und setzt das Verhältniß fest, in welchem ein jeder
derfelben angelegt werden soll. Jede Gemeinde, die Tellen

*) Armcntellen werden im Lcberberg keine bezogen. Siehe Armenwefen.

2
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irgend einer Art bezicht/ kann dicfcö mir kraft eincS nach

dicfcm Gcfctzc eingerichteten und obrigkeitlich fanktionirtcn
Ncglcmcntö. Für jede Erhöhung der ordentlichen Telle und

für jede außerordentliche Telle muß die Gemeinde die besondere

Bewilligung der Regierung erhalten.

Dcr bedenklichen Höhe, welche ganz vorzüglich die Armcn-
tcllcn in cinigcn Gegenden deö Cantons erreicht haben / wird
hienach unter dem Armcnwcfcn erwähnt werden. Auch in
dicfer Beziehung wurde daher der Wunsch zu Verbesserungen

in das Ucbergangögcfttz dcr Verfassung aufgenommen und

gleichzeitig wie für daö Armenwefen von dem Rcgierungs-
rathe unterm 9. Juli dem Departemente dcr Auftrag ertheilt/
daö Tellgefttz einer Revision zu umcrwcrfcn und dic daherigen

Vorarbeiten mit Beförderung zu veranstalten. Allein
das Departement sprach/ nach gehöriger Berathung deS

Gegenstandes/ durch seinen Vortrag an dcn Regierungsrath
v. 2. August fcinc Ueberzeugung dahin auö / daß die Revision
deS Tellwesens/ seiner Natur nach/ erst nach Revision des

ArmenwcscnS und nach Einführung deS Gcmeindgcsetzcs

vorgenommen werden könne/ weil erst durch diese die künftigen
Bedürfnisse der Gemeinden an Tellen auSgemittclt werden

und die darüber stattfindenden Berathungen den vorzüglichsten

Stoff liefern werden. Die Arbeit ist somit einstweilen

verschoben.

Die durch die hohen Preise dcr LcbcnSmittcl und durch
die lctztjährigen Wasserschäden gesteigerten Armen-Bedürfnisse
erklären es leicht/ daß im Laufe des Jahrs 1832 eine

bedeutende Zahl von Gemeinden/ bcfonders in den Berggcgenden/

um Bewilligungen zu außerordentlichen odcr zu Erhöhung
dcr ordentlichen Tcllen/ vorzüglich der Armentellem einkamen.

Die Regierung machte sich aber zur Rcgcl/ einstweilen keine

Erhöhungen derordcntlichenTellen zu gestatten/ theils weil die

Vergrößerung der Bedürfnisse nur vorübcrgchendeUrfachcn hat/

theils weil eine Revision dcS TcllwcfenS bevorsteht. Auch die
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außerordentlichen Tellen wurden immer erst nach vorheriger
Untersuchung der Vermögensumstände und Hülfsquellen der

Gemeinde und Prüfung der letzten Rechnungen gestattet/ und
nie anders als auf die Bescheinigung/ daß die nach gehöriger

Bekanntmachung (mit Angabe des Zweckes) versammelte

Tellgemeinde selbst den Bezug der Extra-Telle nöthig befunden

und erkennt habe. Mehrmals wurde auch die verlangte
Telle nicht ganz bewilligt/ fondern auf denjenigen Betrag
herabgefetzt/ den man für das Bedürfniß hinreichend fand.

Die Unterfuchung des Rechnungswesens der rellbegehren-
den Gemeinden hat häufig auf Entdeckung grober Fehler in
den Gcmeindverwaltungen geführt/ und die Nothwendigkeit
dargethan / in Bewilligung von Tellen mit großer Behmfam-
keit zu verfahren. Den Negierungöstatthaltern kann eine

genaue anhaltende Aufficht auf die Gemeindeverwaltungen
nicht genug empfohlen werden.

3. Hinterfäßgelder. DaS Gesetz vom 23. Mai 1804

ordnet die Verhältnisse der Einsaßen/ und berechtigt jede
Gemeinde zu Beziehung eines HintersäßgeldeS / welches von der

Regierung bestimmt wird/ aber Fr. 10 jährlich nicht
übersteigen und nicht tiefer als auf Btz. 7 '/z gefetzt werden soll.

Die Gemeinden find ferners befugt/ von jedem Einfaßen bei

feinem Einzug in die Gemeinde ein Einzuggeld von dem

Betrag des jährlichen HintersäßgeldeS zu erheben.

Sogleich nach Constituirung der neuen Regierung find
von den Einfaßen eine Menge Bittfchriften aus allen Gegenden

des Cantons um Aufhebung oder Herabsetzung der Hinterfäßgelder

eingekommen. Ihrer Scits kamen auch die Gemeinden

mit Begehren um Beibehaltung dieser Gebühren ein.
Vorzüglich erhoben fich viele Einsaßen zu Bern gegen die dortigen
Hintersäßgeldcr / welche die Regiernng ausnahmsweise auf
Fr. 4« als Maximum uud Fr. 4 als Minimum bestimmt

hatte. Auch Thun genoß einer ähnlichen Ausnahme von dem
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Gesetze. Nach Untersuchung der Sache und auf den Bericht
der Regierung fand der Große Rath für gut diese Ausnahmen

aufzuheben und zu verordnen, daß das gesetzliche Maximum

nirgends überschritten werden könne. (20. Juni.)
Unterdessen beschäftigte sich das Departement des

Innern, dem sämmtliche Bittfchriften überwiesen wurden, mit
Untersuchung der Einsaßenverhältnissc überhaupt, und

ernannte zu dem Ende eine besondere Commission, bestehend

aus den Herren Großräthen Meßmer, Präsident, Kißling,
Knechtenhofer und Langel. ES wurden durch das Krets-
schreiben vom 5. Juni aus allen Amtsbezirken Berichte
eingefordert, über den Betrag der Hinterfäßgelder, ihre
Verwendung, über die Zahl der Hintersäßen, ihre Nutzungen

u. f. w. Erst im November waren diefe Berichte vollständig

eingegangen, und es konnte eine General-Tabelle gezogen

werden. (Beilage Nro. 1.) Aus derfelben ergiebt sich,

daß 21,574 Hmterfäßen jährlich eine Summe von L. 99,711
4. 1/2 an Himersäßengeldern bezahlen. Nach der Durch-
fchnittSberechnung von 6 Köpfen auf eine Familie kann mithin
angenommen werden, daß ungefähr ioo/000 Seelen/ also

mehr als der vierte Theil dcr Einwohner des Cantons/ Hintersäßen

sind / und daß das Hinterfäßgeld «r«» L. 1 ?sr Kopf
beträgt. Sehr verfchteden wird eS mit den Rcchtcn und

Nutzungen der Einsaßen gehalten/ indem dieselben nicht

durch das Gesetz/ sondern durch die GemcindSreglemente

bestimmt werden.

Jm November und Dezember/ während den Sitzungen
deö Großen Raths/ hat die Commission für Hintcrfäß-Gelder
s:ch mehrere Male versammelt. DaS Ergebniß ihrer
Berathungen, und derjenigen des Departements deö Innern, soll

der Regierung und dem Großen Rath noch diesen Winter
vorgelegt werden.
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A r m e n w e s e II ^).

t. Armenwesen überhaupt/ 2. Ordentliche und s. Außer¬
ordentliche Hiilflei Illingen des Staats.

1. Armenwefen überhaupt. Die Nothwendigkeit/
die Armenpflege zu ordne«/ hat ursprünglich den Bürgerrechten

ihr Dastin gegeben; denn ihr Wesen besteht vorzüglich

/ ab Seite deS Armen in dem Recht / und ab Seite
des Begüterten in der Pflicht zur Unterstützung. Die Armenpflege

ist zwar vorerst ein Gebot der Menfchlichkeit und

Religion/ aber in dem bürgerlich-gefcllfchaftlichcn Leben erfordert

sie auch daö allgemeine Interesse / nämlich die Sorge
für die öffentliche Sicherheit. Den Staatsbürgern ist daran

gelegen/ daß Einzelne unter ihnen nicht nothgedrungen zu

Verbrechern und durch daö aus dem Elende entspringende
sittliche Verderben der Gesellschaft gefährlich werden. Die
schwere Aufgabe des Gesetzgebers ist/ die Unterstütznng für
den Genießenden möglichst erfpricßlich nnd für den Leistenden

möglichst erträglich zu machen. Wie wenig nnftre Armen-
gesetze diesen Zweck erreicht haben uud zu erreichen geeignet

sind / das wird leider nur zu tief und zu allgemein gefühlt.
DaS Recht/ die Wohlthätigkeit in Anspruch zu nehmen/
wovon der Gesittete nur im äußersten Nothfalle Gebrauch

macht/ ist in unferem Lande durch großen Mißbrauch zu einer

ungeheuern Last geworden. Die Erfahrung hat unwiderlegbar

bewiesen/ daß je häufiger die Armen-Anstalten und je
größer die Armengücer/ desto zahlreicher find auch die Ansprechet'

auf Unterstützung. Hang zum Müßiggang und

leichtsinnige Heirathen werden dadurch begünstigt/ und durch lctz-

') Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regie¬

rung/ S. 653.
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tere hinwieder die Zahl der Armen vermehrt. So wird das

Mißverhältniß der Produzirenden zu den Absorbirenden
immer größer/ und ist in einigen Gegenden des Cantons
bereits auf einen solchen Grad gestiegen/ daß die Reichen felbst

Gefahr laufen/ durch die furchtbare Last der Tellen/ all-
mählig auch arm zu werden. Jm Verfassungsrath wurde

daher die Nothwendigkeit wesentlicher Reformen in dem

Armenwefen lebhaft gefühlt/ und in dem Uebergangsgefetze dcr

neuen Regierung an'S Herz gelegt/ das UnterstützungSwefcn

zu ordne«/ durch geeignete Vorkehren dem Müfsiggang zu

steuern und die Gemeinden gegen die Anmaßungen arbeitsscheuer

Angehöriger zu schützen. Ein in dem Großen Rath
unterm 2. Juli 1832 von den Herren Romang/ Joncli/
Reber und Zahler gemachter und erheblich erklärter Anzug/
wegen Revision des ArmenwesenS, wurde von dem Regic-

rungsrath am 9. Juli dem Departement zur Untersuchung
und Berichterstattung überwiesen. Das Departement
widmete dem Gegenstande reifliche Berathungen; diese führten
aber nur zu dcr vorhin gehegten Ueberzeugung / wie
unvollkommen es diefe große Aufgabe, ohne anderweitige
außerordentliche Hülfe, löfen würde. Das Armenwefen ist in unferm
Canton fo verschieden, sede Gegend hat dcö ihr Eigenthümliche

soviel, und es greift eine Umgestaltung in fo mannigfaltige

Verhältnisse ein, daß es einer einzigen Behörde fehr
schwer, wenn nicht unmöglich wird, blos von sich aus eine

umfassende gründliche Bearbeitung desselben zu beginnen
und einem ersprießlichen Ziele zuzuführen. Am besten könnte

diefes durch Vereinigung erfahrner Männer aus allen Theilen
deö Cantons geschehen, in deren Mitte sedeS örtliche
Verhältniß seinen Vertreter finden würde.

Durch die Armen-Commission und unter ihrer Leitung
wird gegenwärtig an Vorschlägen zu Verbesserung des Ar-
menwcsens gearbeitet. Diese Vorschläge sollen noch diesen
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Winter/ jedenfalls aber im Laufe des Jahres der Regierung
und dem Großen Rathe vorgelegt werden.

Jm Leb erb erg smd die Armengefetze des alten Cantons

noch nicht eingeführt/ und eS besteht dort noch keine

gesetzliche Verbindlichkeit dcr Gemeinden zu Unterstützung
der Armcn. Der 22 des Gesetzes über die Herstellung
der Bürgerrechte im Lcberberg vom 29. April I8I6 schreibt

in dicscr Hinsicht vor: In den Gemeinden sollen freiwillige
Steuern gesammelt und besondere Armcnscckcl errichtet
werde«/ um bedürftige Kranke, Gebrechliche/ Greift/ Wittwen
und Waisen unter ihren Mitbürgern zu unterstützen zc., alles
jedoch in dem Verstand, daß die Verbindlichkeit, die

bedürftigen Bürger jeder Gemeinde zu unterstützen, nie anders

angesehen werden kann/ denn nur als eine Wicht der freien
Wohlthätigkeit und christlichen Liebe."

Bcmerkcnöwerth ist/ daß dicfcr Zustand dcr Armenpflege

zwar einzelne Jnkonvcnicnte aber im Ganzen keine großen

Nachtheile zeigt/ daß der unterstützten Armen weit weniger
als im alten Canton sind/ und daß selbst für obrigkeitliche
Armcnstcuern vcrhältnißmäßig weniger Begehren einkommen.

Desto häufiger find hingegen Pcnsionsbegchrcn.

2. Ordentliche Hülfleistungen des Staats.
Obfchon auf dem Staate keine direkte gesetzliche Pflicht zu

Unterstützung von Cantonsbürgcrn lastet, fo hat doch derfclbe

von jeher, theils durch bleibende Anstalten und Pensionen,

theils durch Steuern in einzelnen befondern Fällen, diefe

Pflicht insofern erfüllt, als cS die öffentlichen HülfSqucllen
gestatteten. Die Verfassung hat dahcr (§. 26.) dcn Grundsatz
aufgestellt: der Staat soll dcn Gemeinden dnrch Rath und

That in dcr Verpflegung der Armen bcistchen." Die ordentlichen

Hülflcistungcn in dem Laufe des Jahrö 1832 waren
im Wesentlichen die gleichen, wie in den frühern Jahren.
Sic bestunden in Folgendem:
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1. Armen-Uttterstützungeu.

«. Einzelne kleine Geldsteuern an Arme, Kranke, Gebrechliche

des CantonS, ohne Unterschied. Diese Steuern werden

auf die Berichte und Empfehlungen der Regicrungs-

Statthalter, Pfarrämter und Gemeindsbeamten von der

Armen-Commiffion nach einer Competenz von L. I2 ertheilt.

In der Regel wird die nämliche Perfon des Jahrs nur
einmal besteuert L. ss4i 8o

(Siehe Beilage Nro. n.)
d. Außerordentliche Steuern für Brand - und Wasser-

Schaden, Verunglückungen und andere

außerordentliche Fälle 6768

Diefe Steuern werden von dem Regierungs-

Rath auf den Antrag des Departements und

Vorbericht der Armen-Commiffion gesprochen, und

theils aus dem Raths-Credit, theils aus dem

Armen-Credit des Departements erhoben.

«. Steuern an arme Einfaßen in Bern:

1. in Geld, Zuschuß an die Armen-Direktion
der Stadt, früher aus dem Raths-Credit,
diefes Jahr aber aus dem Armen-Credit des

Departements erhoben 120«

2. in Brennholz, durch die Armen-Direktion
der Stadt vertheilt, so Klafter 42s

3. Begräbnißsteuern auf Empfehlung dcr

Geistlichen ertheilt 129

<!. Kostgelder von Heimathlosen, die verpflegt werden

Müssen 1227 ss

e. Beiträge an Kostgelder von unheilbaren und

wahnsinnigen Personen im äußern Kranken-Haus 2372 36

L. 16,463 71
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2. Pensionen.
g. An die in den Feldzü'gen von 1798/ I802 und

18«4 im Dienste des Vaterlandes Verwundeten
und für die Familien der Umgekommene«/ nach

der Verordnung vom s. November isos 6668

K. An die Gardisten/ die am i«. August 1792 zu

Paris gekämpft/ (Beschluß deö Großen Raths
vom 17. Dezember I822) 832

M. Die Bezahlung dieser Pensionen geschieht in
Zukunft durch das Finanz-Departement. Neue

Pensionöbegchren und Reklamationen aber werden

von dem Departement des Innern untersucht
und begutachtet.

«. An alte Angestellte des Staats / an Wittwen
von bei öffentlichen Arbeiten verunglückten Männern

und andern Personen/ die nicht auf die Pcn-
sionslisten gesetzt wurden 817 so

L. 8317 so

3. Pfründen und Spenden aus den Kloster-
schaffnercien. Den Stiftungen und dem Herkommen

gemäß werden aus den Schaffnereien der ehemaligen Klöster

von Thorberg/ Jnterlacken und FrieniSberg/ als Wohlthä-
tigkeitöanstalten/ sogenannte Pfründen und Spenden an Arme

und Bedürftige ausgerichtet/ deren Wcfen durch kein

allgemeines Gesetz/ aber durch besondere Beschlüsse und Instruktionen

der Regierung oder der Finanzbchörden geregelt ist.

Eine Revision dieses Pfründer- und SvcndwestnS/ im
Interesse sowohl des Staats als der Armen selbst/ gedenkt das

Departement mit der Zeit sich zur Aufgabe zu machen.

Die Pfründen theilen sich in innere und äußere

Pfründen. Erstere werden in dcr Regel in dcr Anstalt fclbst

genossen/ und bestchcn in uncntgeldlichcr Wohnung/ Speist/
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Kleidung und etwas Sackgeld. Die äußern Pfründen werden

am Wohnorte genossen/ und bestehen in jährlich L. 6«

in Geld und 10 Mütt Dinkel. Fast alle sind aber halbirt
und als halbe Pfründen vergeben/ um mehr Arme derselben

theilhaftig zu machen. Auch innere Pfründe«/ zu L. 2Zo

in Geld angeschlagen/ werden feit einigen Jahren häustg in
äußere umgewandelt und in kleinere Theile getheilt. Die
Zahl der Pfründen ist festgesetzt:

Thorberg Innere 16. Aeußcre i«.
Jnterlacken 18. 7.

FrieniSberg 22.

Die innern und äußern Pfründen 'werden auf Lebenszeit

vergeben; doch können ste den Betreffenden entzogen

werden/ wenn ste zu Vermögen gelangen/ oder steh dcr Wohlthat

unwürdig machen. Bei dem Departement ist eine

Aspiranten-Controlle eröffnet und fo wie eine Pfrund verledigt
ist/ wird ste an den HülfSbcdürftigsten/ nach dcm Ermessen

des Departements/ vergeben/ das sich zur Pflicht gemacht

hat/ gegen die vcrfchiedcncn Landeögcgendcn cine billige
Gleichheit eintreten zu lassen.

Dic Spenden bestehen theils in Brodmütfchcn/ dic

an gewissen Tagen der Woche/ meistens an dafür angeschriebene

Bedürftige dcr Umgegend/ ausgetheilt wcrdcn; theils
in Gctreide und Mehl an Armc und Wöcherincn; theils
endlich in stxen Steuern in Getreid an Gemeinden zu Handen

ihrer Armcn.

Dic Spenden betragen jährlich:
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Thorberg
Jnterlacken
Frienisberg

Getreide.
Miitt.

circa 63.2)

417. °)

Mehl.

300 Pfund.
4svoMäS^)
9 Mäs.

Brodmütschen.

circa 30,000.

25/000. y
800. S)

Fraubrunnen/ Spcndmütfchen-Gelder an 124

Perfonen aus 20 Gemeinden L. i2S4.

Buchfee/ desgleichen an isi Perfonen aus i?
Gemeinden i7so.

lSpenden 4o Personen) Z00.

Gottstadt/<Pensionen S3 aus27Gem. 60«.

Tischgcldcr 20 so«.

118 L. 1400.

Außerdem fließen noch aus andern obrigkeitlichen Schaffnereien

größere oder kleinere fixe Steuern und Spenden an

Arme/ die aber nicht unter dcr Aufsicht und Verfügung des

Departements des Innern stehen.

4. Holzsteuern aus den obrigkeitlichen
Waldungen. AuS den dcm Staate angehörenden Wäldern werden

jährlich/ theils regelmäßig nach dcn in dcn mcistcn

Amtsbezirken bestehenden Rcglcmcntcn und Verzeichnissen/

theils unregelmäßig für besondere Fälle/ Steuern an Brcnn-
und Bauholz verabfolgt/ deren Werth auf 304«/000 Fr.
angefchlagen wird.

Diefe Holzsteuern stehen unter der Leitung und Aufsicht
des Finanz-Departements und der Forst-Commission.

1) tä2 Personen aus 2â Gemeinden genießen wöchentlich 2 bis
9 Mütschen von 1 Pfund.

2) An 5 Kirchgemeinden.
3) An Z8S Personen aus 9 Kirchgemeinden,, wöchentlich 5^ bis

3 Brode/ 1 bis 2 Pfund wiegend.
4) An 49 Gemeinden.
5) An die nach Bern gehenden Fifchträger.
«) An 289 Personen aus t« Gemeinden von 3 JMS bis 3 Miitt.
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Z.AußerordentlicheHülfleistungen des Staats.
Anhaltende Regengüsse und Anschwellungen der Gewässer

hatten im Sommer i83i in mehreren Theilen des CantonS/

besonders im Oberland und Seeland/ große Verheerungen
angerichtet; viele Erdfrüchte wurden verschwemmt oder

verdorben/ und der durch die nasse Witterung verursachte fast

allgemeine Mißwachs brachte bald die Preise der Lebensmittel

zum Steigen. Sobald die abgetretene Regierung von
den furchtbaren Verheerungen in den Amtsbezirken
Jnterlacken/ Oberhasle und Frutigen/ in der ersten Hälfte
Augusts 1831/ unterrichtet war/ bewilligte der Große Rath
(17. August) für diefe Gegenden einen Credit von L. i6/0«0
der folgendermaßen verwendet wurde:

1. für Herstellung von Straßen/ Brücken und Schwel¬
len L. 40/600

2. Entschädigungen für zerstörte Wohnhäuser und

Scheunen 2«oo

3. für Sparfuppen-Anstalten und andere Lebens¬

mittel an die Armen dcr drei Amtsbezirke 36oo

L. 16/000

Ueber eine Menge Bittschriften von Gemeinden und

Partikularen um Entschädigungen nahm die damalige Regierung

keinen Entscheid/ fondern ließ durch ihre Armen-
Commisston die Bittschriften und Schätzungen über Wasscr-

schadcn der neuen Regierung übergeben. Doch wurde noch

eine Unterstützung von L. 4oo in einige Gemeinden dcö AmtS

Nidau/ wo dringende Noth sich zeigte/ gesendet. (3. Oktbr.)
Nach Uebernahme der Geschäfte machte sich das Departement

zur Pflicht dem Reg. Rath über die Wasserschaden Rapport
zu erstatten. (27. Oktbr.) Die eingelangten Schätzungen

betrugen damals L. 320/623. 85; ste fehlten aber von vielen

Seite«/ nnd der ganze Schaden konnte füglich auf das Doppelte

angeschlagen werden. Die Regierung sah sich ausser
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Stande eine eigentliche Entschädigung zu übernehmen/ traf
aber Anstalten zu Erleichterung der immer mehr zunehmenden

Noth; ste bewilligte dafür (i6.Dez.) vorläufig L. 6000/
nnd verordnete auf das WeihnachtSfest eine allgemeine Steuer-
fammlung in dcn Kirchen/ deren Ergebniß/ nebst dcm Werth
der eingegangenen Naturalien die Summe von L. l2/836. 28.
auswies. Beide Summen und die später (16. April) vom

Großen Rath bewilligten L. 26,000 wurden zur Verfügung
deS Departements gestellt / und dasselbe ermächtigt (7. Febr.)
eine Special-Commiffion zu deren Verwendung niederzusetzen.

Diese Commiffion wurde aus der Mitte der Armen-Commission

des Departements/ und zwar in den Personen dcS

Herrn Otth / Ncg. Rath/ alö Präsident uud dcr Herren Bucher/
Großrath/ und Walthardt/ Claßhelfcr/ als Mitglieder bestellt.

Sie machte sich gleich Anfangs zur Regcl/ kcinc Gcldsteuern/

sondern nur Naturalien auszutheilen; bcfondcrs empfahl und

beförderte sie die Errichtung rhumfordifchcr Sparfuppen-An-
staltcn/ deren denn auch im Verfolge in mehreren Gegenden

errichtet wurde«/ und sich namentlich im Oberland/ in Thun/
Biel und Delsbcrg und im Amt Erlach als höchst

zweckmäßig und wohlthätig bewährten. Ein vorzüglichcs Augenmerk

wurde auf daö Anpflanzen von Erdäpfeln alö cincr

Sorge für das kommende Jahr gerichtet und zu diesem

Zwecke Saamerdä'pfcl angekauft und ausgetheilt oder den

Ortsbehörden Summen Geldes dafür angewicfen; dabci dann

Vorsorge getroffen/ daß ste ihrer Bestimmung gemäß

verwendet und nicht als Nahrung genossen würden. Der Wohl-
thätigkcitssinn mehrerer Partikulare«/ die bedeutende

Vorräthe von Erdäpfel« unter dcm laufenden Preist überließe«/

verdient hier Erwähnung. Spätere Berichte gewährten auch

die erfreuliche Gewißheit/ daß in einigen Gegenden dieses

Jahr mehr als je Erdäpfel gepflanzt wurden; und cS unterliegt

keinem Zweifcl/ daß ohne dicst Vorsorge der jetzige

Preis derselben noch höher wäre.



3«

An Naturalien wurden angekauft und ausgetheilt: 46/S3i
Pfund ReiS/ 4387'/z MäS Haferkernen/ 9534 MS Saam-
Erdäpfel, und 100 Miitt Saamhaber an Arme des Amtes

Trachfclwald/ denen die Bauern Land dazu verzeigten.
Ausserdem kamen den Armen noch die in vielen Gemeinden von

wohlthätigen Privaten den Behörden Vergebenen Gaben in
Naturalien zu.

Es wurden auch Brodfchaalen/ dergleichen I817
bestanden/ in Bern, in dem Amtsbezirke Schwarzenburg
und zu Wattenwyl/ AmtS Seftigen/ errichtet. Diefe
Brodfchaalen lieferten den Armen das Pfund Brod drei
Rappen unter dem laufenden Preist/ womit fortgefahren
wurde/ bis die Brodpreife überhaupt um 3 Rappen gesunken

waren/ und felbst nachher noch an einigen Orten bis das

dazu abgelieferte Mehl verbacken war. Auch wurde ein großes

Quantum obrigkeitl. Kernen zu By. 3 per MäS unter dem

Preis an Cantons-Angehörige verkauft/ bis die Kornpreife
bedeutend fanken.

In Betreff des Details der in den Amtsbezirken und

Gemeinden eingegangenen Liebessteuern und der Verwendung
derfelben/ so wie der obrigkeitlichen Zuschüsse/ wird/ der

Kürze wegen/ auf die von dcr Special-Commifston hierüber
abgelegte Rechnung verwiesen/ wovon der bekannt gemachte

Auszug unter den Beilagen Nro. m. nachzusehen ist.

Der Regierung ist die erfreuliche Ueberzeugung geworden/
daß ihr Zweck im Ganzen erreicht wurde, und die diesjährigen

außerordentlichen Hülfleistungcn des Staats der
nothleidenden Classe eine sehr große Erleichterung gewährt haben.
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Landesökonomie. 5)

t. Pferdezucht. 2. Hornviehzucht. 3. Ackerbau.

1. Pferdezucht. Die Verordnung vom 23. Jenner
t8«4 zu Verbesserung der Pferdezucht hat feither fortwährend
und fo auch im Jahr 1832 ihre Anwendung gefunden, und

sich im Allgemeinen als eine nützliche Anstalt bewährt.
Wie in den frühern Jahren, fo haben auch im Jahre

1832 die Pfcrdzeichnungen an folgenden Orten Statt gefunden

:
Prämien

für
Hengste/ Stutten/ Füllen. Total.

Kirchberg (12. März) L. 332. 112. 444.

Lüzelstüh (16. März) n 432. 136. 36. 604.

Hochstetten (19. März) 11 384. 148. 68. 600.

Thun (2t. März) 456. 124. 48. 628.

Köniz (23. März) >? 272. 40. 32. 344.

Arbcrg (26. März) II 496. 52. 48. 596.

Dachsfeldcn (27. März) 11 320. 72. 392.

SsiFnslLAier s28. März) 340. 4«. 80. 460.

Pruntrut (29. März) » 296. 40. 336.

Delsberg (so. März) 11 264. 66. -, 320.

L. 3592. 780. 352. 4724.

2. H or »Viehzucht. Die Verordnung zu Verbesserung

der Viehzucht vom 11. Jenner 1826 wurde auf eine Probezeit

von 6 Jahren erlassen/ mithin ging ste mit dem Jahre
1831 zu Ende.

Die Vollziehung diefer Verordnung war nicht ohne

Schwierigkeiten und veranlaßte mehrfache Beschwerde«/ die

sich besonders in den Bittschriften vom Dezember i8so außer-

Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung.

Seite 826.
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ten. Indessen ist das Departement der Ansicht/ daß eine

Erneuerung derselben mit möglichster Berücksichtigung der

Beschwerden/ vieles zu Verbesserung der Viehzucht beitragen
würde. Bereits hat eS darüber in einigen Gegenden die

öffentlichen Wünsche und Ansichten erforscht/ und sobald die

dießörtigen Berichte vollständiger fein werde«/ wird es sich

angelegen fein lassen der Regierung Vorschläge zu machen.

Den gleichen Zweck, nämlich Aufmunterung zu
Verbesserung der Hornviehzucht/ haben die Beschlüsse der Regierung

von 1806 und 1808/ betreffend die obrigkeitlichen
Viehschauen und PreiSauötheilungen. Jm Jahr i83i fanden die

Viehfchauen nicht statt; allein auf den Antrag des Departements
wurde unterm 27. Hornung von dem Großen Rath die

Abhaltung derfelben pr« 1332 beschlossen und die nöthige Summe

dafür angewiesen. Ein späterer Vorschlag des Departements/
zu Ausdehnung der Viehschauen und PreiSaustheilungen auf
daS Emmenthal/ wurde ebenfalls genehmigt/ und in dieser

Hinsicht/ nach eingeholten Ansichten der Rcgierungs-Statt-
halter entschieden / daß die Viehschau dieses Jahr zu Signa«/
die künftige aber anderswo Statt finden/ und so einige Orte
unter sich wechseln könnten.

Es haben sonach im Jahr 1832 folgende Viehfchauen
und PreisauStheilungen Statt gefunden:

Prämien
für

Stiere/ Kühe. Total.
Reichenbach (24. Sept. als am Vor¬

markte) L. 188. 200. 388.
Schwarzenburg (27. Sept. als am

Markttag) 284. 24«. 524.

LsiFneis-Aisr (1. Okt. als am Markt¬

tag 224. 228. 452.

L. 696. H68. 1364.
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Transport L. 696. 668. 1364.

Erlenbach (8. Okt. als Vormarkt) 4o8. 320. 728.

Signa» (18. Okt. als am Markttag) » I68. 292. 460.

Zweislmmen (2s. Okt. als am Markt¬

tag » 344. 452. 796.

L. 1616. 1632. 3343.

3. A ck e r b au. Obschon die sicherste Grundlage des öffentlichen

Wohlstandes unsers Landes ist dcr Ackerbau doch

weniger als andere Erwerbszweige dazu geeignet/ von dcr

Regierung auf die nämliche Art/ wie diese/ d. h. durch Preise
oder dergleichen besondern AufmunterungS-Anstalten befördert

zu werden. Es ist vielmehr Aufgabe der Gesetzgebung

überhaupt/ und der Finanz-Verwaltung und Staatswirthfchaft
insbesondere/ dcn Ackerbau vorzüglich dadurch zu begünstige«/

daß er im Verhältniß zu den übrigen Gewerben nicht allzusehr

mit Staats- oder Gemeinds-Abgaben belastet werde.

In dcm Umstände/ daß dieser Grundsatz in unserm Lande/
aus bekannten frühern Zeiten angehörenden Urfachen nicht von

jeher und nicht überall angewendet würde/ ist wohl vorzüglich

der Grund der Vernachläßigung dcS Ackerbaues zu fuchen/

die in einigen Gegenden des CantonS noch wahrgenommen

wird. Allein diefe Gegenden machen doch nur die

Ausnahme/ denn überhaupt ist der Ackerbau fehr in Aufnahme/
besonders im Leberberg/ ja in einigen Gegenden in blühendem

Zustande/ und die in neuern Zeiten verbesserten oder neu

erfundenen Ackergeräthfchaften werden immer häufiger
gebraucht. Es kann aber hier der Ort nicht fein/ die

Verbesserungen des Ackerbaues zu unterfuchcn/ fondern Vorwurf
diefes Berichts ist nur dasjenige/ was im Laufe des Jahres
1832 zu Beförderung desselben von hier aus geschah. Dazu
borcn fich nur wenige Anlässe; mit Ausnahme der Prämien
für Hanf- und Flachsbau/ welche nach Anleitung der Ver-

3
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ordnung des Commerzien-RathS vom 7. März 1827 auch

dieses Jahr ausgetheilt wurden.*)
So wurden im Frühjahr 1832 für Produkte von 1831

folgende Prämien ertheilt:

Für Flachs.
». Quantitätö - Prämien.

Im Amtsbezirk Aarwangen/ an 14 Pflanzer für 1K 1636 L. 75

Burgdorf/ 3 462 22
KottolfiNgeN/ 3 374 13

Fraubrunnen/ 13 3543 172
>, Signau 7 1229 59

Trachfelwald 63 3910 423
L 769

b. Qualitäts-Prämien.
1. Affolter/ Jakob/ zu Schalunen L. 60.

2. Sommer/ Ulrich/ zu Fuhren 5«.

3. Reist/ HanS/ zu Krummägerten 25.
4. Daö Armenhaus zu Sumiswald 25.

s. Heiniger/ Hans/ im Widihub 25.

6. Schneeberger, Friedrich/ zu Schoren 20.

7. Walther/ Michael/ zu Willadingen 16.

8. Pauli/ Ulrich/ im Stigli » 16.

9^ Gerber/ Gabriel/ zu Winkelmatt 16.

243.
Für Hanf.

An I. I. Reber von MadiSwyl für 2«? 1K. 5.

Gleichem alö zweite QualitätS-Prämie 50.

L. 1067.

Die Koste«/ bestehend in Taggeldern an die Experte«/
betrugen L. 221.

*) Diese Verordnung ist rcvidirt und auf den Antrag des Departements

von dem RegicrungSrath unterm 14. Febr. 183Z eine

neue erlassen worden.
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Um den für unfer Land fo wichtigen Flachsbau noch

mehr zu befördern/ hat das Departement die Kommission für
Handel und Industrie ermächtigt (3«.Okt.)/ nach dem

Beispiele früherer Jahre/ zehen Fäßchen liefländifchen Flachö-
faamen anzukaufen und im kommenden Frühjahr theils gegen

Bezahlung / theils unentgeldlich an Pflanzer zu vertheile«/
indem die Erfahrung lehrt/ daß der aus diesen Saamcn
gezogene Flachs schöner und langer wird als der aus dcm in-
ländischen gewonnene. Zu Ankauf und Herfendung diefcS

Quantums sind zwar die Anstalten getroffen; jedoch dürfte
solches noch unterbleibe«/ wenn steh (wie vorläufige Berichte
melden) zeigen sollte/ daß die Qualität von I832 sehr schlecht

und dabei sehr theuer ist.

Die sichtbare Aufnahme des Ackerbaues in den

leberbergifchen Aemtern ist vorzüglich dem Gefctz vom 23. Dez.
1816 zuzuschrcibcn/ wodurch untcr anderm der gemeinsame

Weidgang auf Privatgütern abgcfchafft und überhaupt die

Stallfütterung befördert ward. Das Departement hatte im
Laufe diefcS JahreS in Erfahrung gebracht/ daß in einigen
Gegenden des LcberbergS/ vorzüglich im Amtsbezirk Pruntrut,
diefcS Gefetz in den letzten Zeiten häufig übertreten worden
sei. Es erließ daher (30. Aug.) mittelst KrcisschreibenS eine

inständige Mahnung an die RcgierungS-Statthalter zu strenger

Aufsicht und Handhabung dcö Gesetzes, dessen Nutzen vsn
jedem verständigen Landmanne anerkannt wird. Eine andere

nothwendige Vorkehr zu Hebung der Viehzucht und des Ackerbaues

in dieser Gegend, und derjenigen des SeelandeS,
wäre die gehörige Seyung und Beforgung dcr Gcmeind-Alimenten/

damit folche nicht mit mehr Vieh betrieben würde«/
als sie ernähren könne«/ da solches Viehstand und Güter
gleich abzehrt und verschlechtet. Das Département/ welches

bisher nur rathend erschien/ könnte stch veranlaßt finden, nach

dem Wunsche aller einsichtsvollen Landwirthe an die Regierung

später einige zweckdienliche Anträge zu stellen.
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Im Amtsbezirk Erlach hat die ökonomische Gesellschaft

Versuche zu besserer Benutzung des großen Mooses

unternommen/ wozu ihr durch eine Concession 30 Jucharten auf
20 Jahre Probezeit überlassen worden sind. Auf das

Ansuchen dieser Gesellschaft/ zu Uebernahme von daherigen
Aktien/ hat die Regierung den vierten Theil derselben mit so
Stück zu L. s übernommen. (8. August.)

Betreffend den großen Plan zu Entsumpfung des großen
MoofeS ist das Verzeichniß der Arbeiten, die sich das

Departement zur Aufgabe macht/ am Schlüsse dieses Berichts
nachzusehen.

Handel/ Industrie und Künste.^)
I. Handel überhaupt, n. Handelsgesetze. i>. Kaufhaus-Ordnung

in Bern. 2. Industrie überhaupt, s. Leinwandfabrikation.
K. Mlitärklcider, «. Strohgeflechtc. a. Holzschnitzerei,

e. Handwcrkerschulcn. 3. Künste.

1. Handel Überhaupt. Die Handelöverhältttisse
unsers Cantons/ sowohl zu den übrigen Schweizer-Cantone»
als zu dem Auslande/ haben im Laufe dcö JahreS 1832

keine wesentliche Veränderungen erlitten. Fortwährend
bestehen leider noch in allen Nachbarstaaten, besonders aber

in den größern/ die für die Schweiz fo drückenden Mauth-
Systeme/ deren Modistkation wohl nur von dcm verbesserten

Finanz-Zustande diefer Länder oder von richtigern staatS-

wirthschaftlichen Ansichten zu erwarten ist. Die uncrmüdctc»/
bei jedem Anlasse erneuerten Bestrebungen dcr schweizerischen

Bundeöbehördc»/ welche unsere Handelöintercssen gcgcn das

Ausland vertrete«/ waren bis dahin von geringem Erfolg/
und eher gelang es in fernern Wcltgegcndcn/ vorzüglich in
Amerika/ einzelne Absatzwege für einige unserer Erzeugnisse

*) Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung/

Seite 512.
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zu eröffnen. So wurde im Laufe diefcS Jahres ein Handels-

und Frcundfchaftö-Traktat mit Mcxiko (auf die Grundlage

des zwischen diesem Staat und dem Königreich Sachsen

bestehenden Vertrags) angebahnt/ und zu London am 31. Dcz.
1832 unter Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet. Ob-
schon dersclbe nicht Allem entspricht/ was hinsichtlich der

schweizerischen Handelsverhältnisse zu dcn mexikanischen Staaten/

wie zu Amerika überhaupt/ wünschbar wäre/ so wird
doch durch dcnselbcn die Schweiz den am meisten begünstigten

Staaten gleich gestellt/ was Alles ist/ was von einer
solchen Unterhandlung zu erwarten war. DaS Departement des

Inner«/ auf den Bericht dcr Kommission für Handel und

Industrie/ hat daher bei der Regierung auf Ratifikation
dieses Vertrags angetragen / die ohne Zwcifcl von dcn meistcn

Cantoncn erfolgen wird.
Auch direkte von hier aus ist an Erleichternngc« in

unsern HandelSvcrhältnisscn zu den Nachbarstaaten gearbeitet
worden/ wo die Gelegenheit dazu fich bot. So erließ der

provisorische Chef dcS Departements fchon unterm 3. Nov.
1831 eine Note an den hier restdirendcn französischen

Gesandte«/ worin die für beide Ländcr aus dem gegenwärtigen
französischen Mauthwesen entstehenden Nachtheile'/ fo wie
hinwieder die Vortheile/ die aus Herabfctzung der Eingangs-
zölle erwachsen müßten/ ausführlich entwickelt waren. Bis
dahin blieb zwar auch dicfcr Schritt ohne Erfolg; doch ist

nunmehr große Hoffnung dazu vorhanden/ indem das

französische Ministerium (das überhaupt zu freisinnigern
Handelsgrundsätzen überzugehen scheint) nenlich dcn Kammcrn wesentliche

Modifikationen des Mauthsystcms vorgeschlagen hat/
wodurch für unfern Viehhandel und die Uhrmachern große

Erleichterungen eintreten würden.

s. Handelsgesetze. Der Art. so der Verfassung schreibt

vor/ daß das Gesetz die nöthige Anzahl von Handclsgcrichtcn
aufstcllcn folle. Der RegiermigSrach crthcilte daher dem De-
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parlement den Auftrag (23. Mai) durch die Kommission für
Handel und Industrie die nöthigen Materialien fammeln und

Anträge zu Vollziehung dieser Vorschrift der Verfassung
bearbeiten zu lassen.

Ohne Verzug befaßte sich die Kommission mit Sammlung

von Materialien und verschaffte sich die Handelsgesetze

der Cantone Genf/ Neuenburg /Zürich / Bafel und St. Gallen.
Hierauf ernannte sie eine besondere NedaktionS-Kommission/
bestehend aus den Herren Simon, Vice-Landammann; VolZ/
Großrath, und Nägeli, sämmtlich Handelsleute in Bern;
allein diese Kommission überzeugte sich bald/ daß sie der

Mitwirkung eines mit unsern Civilgesetzen wohlvertrauten
Rechtsgelehrten bedürft/ zumal da ein Handelsgesetzbuch einerseits
als eine Ausnahme von den Civilgesetzen erscheine/ anderseits
aber mit eben dieftn Civilgefetzen in Einklang gebracht werden

müsse. Auf ihren daherigen vom Departement
unterstützten Antrag entschied aber dcr RegierungSrath (ii. Okt.),
daß/ wegen den großen Schwierigkeiten/ die mit dieser
Arbeit verbunden seien und um allen Collisionen / welche ein

solches Gesetz nothwendig herbeiführen müßte/ wenn dasselbe

nicht mit gehöriger Rücksicht auf daS Civilgcfetzbuch
ausgearbeitet würde, vorzubeugen, eine Gesetzgebungs-Kommission

(für Gesetzgebung überhaupt) niedergesetzt werden solle/ wozu

der Auftrag dem Jnstiz-Departement fchon früher gegeben

worden/ welcher dann durch die Kommission für Handel
und Industrie ihre Ansichten und Wünsche in Bezug auf
ein Handclsgefctzbuch mitzutheilen sind.

DaS Departement deö Innern ist von der Niedersetzung

der Gesctzgebungö-Kommission noch nicht in Kcnntniß gefetzt.

b, KaufhauSordnung in Bern. Dem großen Rath wurde

am 4. April 1832 eine von 27 Kaufleuten der Stadt Bern
unterzeichnete Bittschrift um Revision dcr Kaufhaus-Ordnung

von 1764 eingereicht. Das Departement/ welchem diefe

Schrift zur Vorunterfuchung und Begutachtung überwiest«
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ward, fand cinmiithig/ daß die gewünfchten Erleichterungen
durchgehend!) bescheiden seien/ und es besser sei/ statt
einzelner Abänderungen/ eine gänzliche Revision der alten

Kaufhaus-Ordnung vorzunehmen. Nachdem der Regierungörath/
auf feinen Antrag diefe Revision befohlen hatte/ wurde eine

besondere Kommission/ bestehend aus den Herren Großrath
Bucher und Negotiant Nägeli/ mit dieser Arbeit beauftragt/
welche, nachdem sie alö Subsidien sich die Kaufhaus-Ordnungen

anderer Schwcizerstädte zur Einsicht vcrfchafft hatte/
dem Departement und dieses dem Regierungörath seinen

Rapport und Antrag erstattete. Dieser wurde auch von dem

Finanz-Departement größtentheils gebilligt/ fo daß die

Regierung die angerathenen Verbesserungen bcfchloß und den

die Kaufhausgebühren betreffenden Theil derfelben durch das

Amtsblatt bekannt machte (Z. Nov.).
2. Industrie überhaupt. Unser Canton hat große

Gegenden, vorzüglich daS Oberland und der Lcberbcrg/ wo

Gebirge und Clima wenig urbaren Boden lassen und wo
die Viehzucht nicht alle Einwohner beschäftigen und ernähren
kann. Nur die Industrie und die Vervollkommnung der

Gewerbe können der immer wachsenden Zahl von Verdienstlosen

zu Hülfe kommen. Fortwährend gehen große Summen
Geldes aus dem Land für Gegenstände des Knnstfleißeö/
wahre und eingebildete Bedürfnisse aller Art/ die/ wenn

nicht setzt schon/ doch gewiß mit der Zeit bei uns felbst

verfertigt werden könnten/ wenn die Negierung durch Aufmunterung

und Unterstützung des Talents und deö Unternehmungsgeistes

auf Wetteifer und dadurch auf Vervollkommnung
derjenigen Industriezweige hinwirkt/ in denen wir mit dem

Auslande konkurriren können. Daß übrigens auch in
niedern fruchtbaren Gegenden die Industrie/ vorzüglich die

Leinwandfabrikation neben dem Ackerbau und ohne demselben

zu schaden, bestehen könne/ beweisen z.B. das Aargau und

die Gegend von Langenthal. Indessen ist auf jeden Fall die
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häusliche Industrie, in so weit solche möglich ist/ derjenigen
vorzuziehen/ die in größern Fabriken getrieben werden muß.

Die Nachtheile dieser letztern für Gesundheit und Sittlichkeit

stnd bekannt genug. Jn denfelben kommt auch der

Gewinn nur dem Einzelnen zu; wer hingegen zu Haufe und

für eigene Rechnung arbeitet/ hat den Gewinn felbst und

wird dadurch zum Fleiß und zur Vervollkommnung angespornt.
Nach diesen Grundsätzen handelnd hat das Departement

jeden Anlaß benutzt/ um die inländifche Industrie aufzumuntern

und zu befördern.
s. Leinwandfabrikation. Diefem für unfer Land so

wichtigen Industriezweige hat die Regierung von jeher eine

besondere Aufmerksamkeit gefchenkt. Der Aufmunterungen
zu Gewinnung des Urstoffes/ mittelst Ertheilung von Hanfund

Flachsprämien und Herfchaffung liefländifchen Lein-
saamens/ ist weiter oben unter der Rubrik Ackerbau" erwähnt
worden. Hier mag nun noch dasjenige seine Stelle finden/
was zu Vervollkommnung der Verarbeitung desselben und zu
Begünstigung der Fabrikation überhaupt geschah.

Das Reglement über die Leinwandhandlung vom 24. Oct.
1803 ist noch in Kraft. Nach dcmfclbcn stnd in dcn Gegenden/

wo die Leinwandfabrikation betrieben wird/ beeidigte

mit einer Instruktion versehene Tuchmcsser bestellt/ bei

welchen jcdcr Fabrikant gehalten ist/ die verfertigten Tücher

messen und bezeichnen zu lasse«/ ohne welchcS fie nicht
verkauft werden dürfen. Das Reglement enthält Vorfchriften
über die Eigenschaften/ welche die Tücher haben müsse«/ um
als gut bezeichnet zu werden/ und hat überhaupt zum Zweck/

die Verfertigung guter Waare zu befördern und schlechte zn

verhindern. Alljährlich auf i. Sept. senden die Tuchmesser

Verzeichnisse dcr gemessenen Tücher an Behörde. Aus den

diesjährigen / deren Ergebniß hienach folgt/ fo wie aus

anderweitigen Berichten und Erfahrungen hat aber das Departement

fich von der Nothwendigkeit einer Revision deö Regle-
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mentS von 1803 überzeugen müsse«/ und demnach eine

besondere Kommission, bestehend aus den Herren Geißbühler/
Postdirektor / Miescher und Röthliöberger von Walkringen/
mit dieser Arbeit beauftragt.

Die von dieser Kommission entworfene neue Verordnung
und Instruktion für die Tuchmesser ist von dcm Departement
dem Regierungsrath vorgelegt und von demselben genehmigt
worden (20. Febr. 1833).

Verzeichniß der vom i. Sept. I83i bis gleiche Zeit
1832 von den bestellten Messern gemessenen Leinwand.

Amtsbezirke. Stücke.

Burgdorf 1023

Wangen 348

Aarwangen 87«

Trachfelwald 3872

Signau 1613

7626

Dabei ist aber zu bemerke«/ daß/ dem Reglement zuwider/
viele Tücher von den Fabrikanten felbst gemessen wurden/
und also unter obiger Zahl nicht begriffen sind.

Wie in frühern Jahren wurde auch in diesem Bedacht

auf Vervollkommnung des Hechclns genommen. Drei
flandrische Hecheln/ von dem Commerzicnrath übcrgebcn und hier
vorräthig/ wurden an gefchickte und fleißige Hechler im Emmenthal

uncntgeldlich ansgelichen/ das EigcnthumSrecht
derfelben aber/ wie früher/ dcm Staat vorbehalten.

K. Militärklcider. Jm Großen Rath gcfchah ein am

1. März erheblich erklärter Anzug/ dahin gehend/ daß die

Kleidungsbedürfnisse für die Truppen aus inländischen Fabriken
angeschafft werden möchten. DaS Departement des Innern
erhielt demnach den Auftrag untersuchen zu lassen/ in wie
ferne dieses ohne Nachtheil für den Staat geschehen könnte.

ES ergab sich aus der daherigen Untersuchung/ daß man bis
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dahin bei Anschaffung dcr Tiichcr allzuwcnig dic Qualität
berücksichtigt und meistens nur der momentanen Wohlfcilheit
gehuldigt habe. ES läßt sich zwar nicht in Abrede stelle«/

daß wir im Allgemeinen für dic Fabrikation dcr Wollentücher

gegen das Ausland in einer nachthciligen Lage stehen. In
den östreichischen Staaten z. B. wird die Wolle in großer

Menge produzirr; die Weber leben meistens auf dem Lande

zerstreut und können bei geringer und wohlfeiler Nahrung
auch wohlfeiler arbeiten.

Nach vorheriger Rücksprache mit dem Militär-Dcpartc-
ment und mit Genchmigung des Negicrungsraths wurdc

daher eine Bekanntmachung erlasse«/ und die Wollcntuch-
Fabrikanten des CantonS/ welche Probestücke nach Qualität

und Preist«/ wie folche bisher für Milizklcider bedungen

wurde«/ zu liefern übernehmen wolle«/ aufgefordert/ sich

im Laufe Septembers bei Herrn Negotiant Küpfer in Bern
anschreiben zu lasse«/ um die Gedinge zu vernehmen. Die
meisten Fabrikanten meldeten sich anch wirklich und sind

gegenwärtig mit Verfertigung von Probestücken beschäftigt/

wovon einige fogar fchon eingelangt sind.

«. Strohgeflechte. Jn der Gegend von Belp war seit

einigen Jahren unter der Leitung des dortigen Pfarrers
Herrn Ziegler und Herrn Karl Rossclct/ Negotiant in Bern/
das Strohgcflccht für Hüte nach italienischer Art eingeführt/
und von der abgetretenen Regierung ein Kredit von L. 30vo

für drei Jahre zu Unterstützung dieser Industrie angcwiefcn
worden. Jm Frühjahr 1832 waren von dieser Summe
L. 20«0 verwendet und darüber Rechnung gelegt. Bcvor
die übrigen L. wo« angewiesen wurden/ fand man für gut
zu untersuchen, ob dcr bisherige Erfolg dieser Industrie die

Fortsetzung von Opfern rathfam machen könne. Diese
Untersuchung siel im Ganzen zu Ungunsten des Unternehmens auS/

und es zeigte sich die Unwahrscheinlichkeit/ in diesem Zweige
und durch eine solche Anstatt mit Italien koukurriren zu
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können; eher wäre solches auf Privatweg möglich. Da so.

mit der Hauptzweck/ den man sich vorgesetzt hatte/ einer
bedeutenden Zahl armer Perfonen Verdienst zu verschaffen/

für jetzt wenigstens nicht erreicht werden konnte, fo beschloß

der Regierungörath (19. Juli) auf den Antrag des

Departements die Betreibung deö StrohsicchtenS auf obrigkeitliche
Rechnung einzustellen/ und die vorräthige Waare und
Material zu verkaufen. Der Erlös auö denselben betrug L. 240.

Den Herren Ziegler und Rossel« wurden von der Regierung
ihre gemeinnützigen Bemühungen bestens verdankt.

à. Holzschnitzerei. Dieser schöne Industriezweig deS

Oberlandes verbreitet und vervollkommnet sich allmählig; doch

sind die Fortschritte nicht so groß alö sie sein könnten. Jn
Gefäßen und Gerätschaften wird fchon fehr Schönes
geleistet; aber in Figuren/ in Kinderfpiclzeug und andern

Holzwaaren/ die so großen Absatz finden/ ist man noch sehr

hinter den Schwarzwäldern und Tyrolern zurück geblieben.

Jm Laufe dieses JahreS zeigte sich kein Anlaß, die

Holzschnitzerei mittelst Gclduntcrstützung zu befördern. Hingegen
wurde dem Stephan Schranz im Adclboden/ zu Erlernung
deö Schachtelm achens/ eine Beisteuer von L. 40 (Vs deS

Lehrgeldes) geleistet.

e. Handwerkerfchule in Bern. Jm Jahr i«26
bildete sich in Bern aus Lehrern und Professioniste» ein

Verein, um im Winterhalbjahre, nach beendigtem Tagewerk/
den hiesigen Arbeitern in technischen Kenntnissen und Fertigkeiten

unentgeldlichen Unterricht zu ertheilen. Einem wahren
längst gefühlten Bedürfniß wurde dadurch abgeholfen, und in
den wenigen Jahren ihres Wirkens hat die Schule / ungeachtet

ihren beschränkten Hülfsmittel und allerlei Hindernisse«/ sich

in hohem Grade alö nützlich bewährt. Ein MehrercS ist

noch von der Zukunft zu erwarte«/ denn die größte«
Ausgaben für Modelle/ Instrumente u. f. w. stnd nun vorüber/
und die Lehrer/ in den letzten Wintern zum Theil dnrch
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Militär-Dienste an dem Unterricht gehindert/ haben sich

neuerdings zu eifriger Fortsetzung der Anstatt entschlossen/

obfchon sie keine Besoldung/ fondcrn nur einige Gratifikation
beziehen.

'

Jn den frühern Jahren hatte die Negierung diefe nützliche

Anstalt mit jährlich L. 8oo unterstützt. Dicfcs Jahr
wurde der Beitrag um L. 200 erhöht/ weil der Finanz-
Zustand dcr Anstalt es nöthig machte.

Die vor einigen Jahren/ nach diefem Beispiele/ in Biel/
unter der Leitung des Herrn Amtsstatthalter Wildermett/
errichtete und ebenfalls von der Regierung unterstützte Hand-
wcrkerfchutt/ hat/ nach einiger durch die politifchcn Ereignisse

veranlaßten Unterbrechung/ ihre Wirksamkeit ebenfalls
wieder begonnen.

3. Künste. Die letzte von dcr Regierung veranstaltete

Kunst- und Industrie-Ausstellung fand im Jahr I83o statt/

mit einem Kosten-Aufwaud von L. 72S7. 3/2. Auch diefe

Ausstellung/ wie die früher«/ hat sich als vorzügliches Mittel
zu Aufmunterung der Kunst und Industrie/ sowohl durch
die rege Theilnahme des Publikums als auf andere Weist/
bewährt.

Die einzelnen sich darbietenden Anlässe zu Unterstützung

der Kunst wurden auch in diefem Jahre benutzt. Peter Großmann

von Brienz/ ein Jüngling/ der mit Hülfe obrigkeitlicher

Unterstützung fchon vor einigen Jahren in Bern zu

Vervollkommnung in der Holzschnitzerei und Zeichnung sich

aufhielt/ aber bald sich der höher« Kuust zuwandte und feit dem

Frühjahr i83i bei dem Ritter von Thorwaldstn in Rom
die Bildhauerei studirt/ auch «ach dem Zcugnisse desselben

und demjenigen des dortigen fchweiz. Consuls/ cin vorzügliches

Talent an den Tag legt nnd bei fortgesetztem Fleiße
zu großen Erwartungen berechtigt/ wurde auf feine Bitte
und auf fo günstige Berichte hin/ nach dem Antrag des

Departements/ von dem Regierungsrath eine Unterstützung von
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L. so« bewilligt (17. Sept.)/ ohne welche er als mittellos
seine Studien nicht hätte fortsetzen können. Zwei Drittheile
dieser Summe wareu ihm übrigens bereits von der vorigen
Regierung zubekennt/ und als muthmaßliche Ausgaben auf
das Budget von 1832 gefetzt worden.

Forstwesen^)
t. Forstwesen überhaupt. 2. Holzschlcige und Holz«
ausfuhr, s. WnldauSreutungen und Waldtheilungcn.

i. Forstwesen überhaupt. DaS Waldwesen im
Allgemeinen wird im alten Canton noch nach der

Forstordnung von 1786 besorgt. Nächst derselben bestehen noch drei
neuere Verordnungen; die erste vom 9. Juli 1817/ betreffend
die Waldtheilungcn; die zweite vom gleichen Tag/ wegen den

Waldauöreutungen; die dritte vom 7. Januar 1824/ über

Holzschlägc/ Holzverkauf und Flößungen. Jm Leberbcrg
gilt für das Forstwesen überhaupt und alle Zweige desselben

die Verordnung vom ii. Dezbr. i83o.
Die Aufsicht der Forstverwaltung und der obrigkeitlichen

Forstbeamteu/ hinsichtlich der Bewirthschaftung und

Benutzung/ erstreckt sich bis dahin fast auöfchließlich auf die Wälder
des Staats/ und nur sparsam auf die Gcmeindöwäldcr. Die
Besorgung der Partikularwälder wurde dem Gutstnden eines

jeden EigenthümcrS überlassen. Nur die Theilung undAuS-

reumng/ so wie die Holzausfuhr/eher alö Holzfchläge/ wurden
durch obige Verordnungen beschränkt/ und die obrigkeitliche
Erlaubniß dafür vorgeschrieben. Der Flächeninhalt des

Waldbodens im alten Canton ist nicht bekannt/ denn sogar die

Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung/

Seite 29à.
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obrigkeitlichen Wälder lind nicht alle vermessen. Die
Ausdehnung der Wälder des Leberb ergs ist hingegen folgende:
Gemeindöwälder 74,428.

Partikularwälder 27,799.
StaatSwälder io,947.

113/174 Juchmenzu 30/000 Parif.Q.S.
Die Verwaltung, Bewirtschaftung und Benutzung der

StaatSwälder steht ganz unter der Leitung des Finanz-
Departements; dieser Bericht erstreckt sich daher auf dieselben

nicht.
2. Holzfchläge und Holzausfuhr. Gemcinds-und

Rechtfamebcsttzer dürfen ohne obrigkeitliche Erlaubniß keinen

Holzschlag zum Verkauf anlegen; Partikulareu hingegen sind

dieser Vorschrift nur dann unterworfen, wenn die

Holzschläge zum Wegflößen aus dcm Amtsbezirke oder zur Ausfuhr

aus dcm Canton bestimmt sind. Die Gegenden des

Cantons, wo Ueberfluß au Holz ist, stnd vorzüglich der

Leberberg, das Obcremmenthal und einige Bezirke des

Oberlandes. Fast nur aus diesen Gegenden sind daher auch in
diesem Jahr Holzschlag- und Ausfuhrbegehren eingekommen.

Die Untcrfuchung und Vorbericht über diefe Begehren kam

der Forst-Commission zu, welche nur dann auf Gestattung

antrug, wenn sie sich die Gewißheit verschafft hatte, daß

den gesetzlichen Vorschriften hinsichtlich der Bekanntmachung,
so wie der Vorsorge gegen schädliche Naturereignisse und

Schaden durch Flößungen u. s. w. Genüge geleistet worden

sei, oder aber bei Ausführung deö Vorhabens Genüge
geleistet werden könne. Weit fchwierigcr war die ebenfalls

gesetzlich vorgeschriebene Untersuchung der Frage: ob die

Ausfuhr aus dem Canton dem allgemeinen Holzbedttrfniß
unbeschadet statt finden könne? Schon seit Jahren hatte die

Beschränkung der Ausfuhr im Leberberg bei den Wald-
befitzern große Unzufriedenheit erregt, weil fich nahe au den

Grenzen größere Städte und mehrere große Eisenwerke (wie
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Audincourt und Lucelle in Frankreich/ und Mazendorf im
Canton Solothurn) befinden/ welche letztere höhere Preise
boten als die inländischen Hüttenbefitzcr/ aber nicht immer zur
Konkurrenz mit denselben zugelassen wurden/ weil die vorige
Regierung die inländischen Werke begünstigen zu sollen glaubte.

Jn diesem Jahre erneuerte sich der Streit ganz vorzüglich
zwischen den EisenwerkSbcsitzern von Bellefontaine und den

Waldbesitzern an den Abhängen des Doubs-Flusses/ welch'

letztere große Quantitäten Holzes nach Frankreich
auszuführen verlangte«/ als ihrem einzigen clöKouoK«, Bellcfontainc
ausgenommcn/ das bedeutend geringere Preist bezahlt. Nach

vorheriger Unterfuchung dieser Wälder durch Herrn
Forstmeister Kasthofer/ und nach dem Antrag der Forst-Commission
und des Departements des Inner«/ fand der Regierungsrath
fich bewogen/ die Ausfuhr zu gestatten. Gegenwärtig wird
an Vorschlägen zu Aufstellung bestimmter gesetzlicher

Vorschriften hinsichtlich der Holzausfuhr gearbeitet.
3. Waldausreutungen und Waldtheilungen.

Die Begchrcn zu Ausrenkung oder Theilung von Wald waren
im Laufe dicsts Jahres nicht häufig. Sie wurden jedesmal

durch die Forstbeamten fchr genau untersucht / und meistens

gestattet/ weil es sich zeigte/ daß entweder dcm Besitzer des

Bodens noch Wald genug zu seinem Bedürfnisse übrig bleibe,

oder daß der Boden zum Holzwachs sich gar nicht oder doch

zu einer andern Cultur besser eigne/ oder daß dcr Wald wegen

feiner vorspringenden Lage für das anstosscnde Pflanzland
von zu großem Nachtheile fei u. f. w. Endlich gieng man

auch bei Waldtheilungsbegehren von dem Grundsätze aus/
daß eine allzugroße Beschränkung dcö Eigcmhumörcchts sich

um so weniger rechtfertigen ließe, alö die Erfahrung beweißt/

daß Theilungen von Wäldern häufig/ durch nähere Aufsicht
und größeres Interesse des Besitzers/ zu besserer Bewirthschaftung

und Benutzung derselben geführt haben.

Niedere Holzpreife ziehen natürlich Vernachläfsigung der
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Waldwirthschaft/ höhere Preise hingegen Verbesserung

derselben nach sich. Das durch die Ausfuhr und AusreutuugS-

verbote gewonnene Quantum geht daher durch vernachlässigte

Waldwirchfchaft zum Theil wieder verloren. Der Vortheil/
den man durch diefe Verbote den Holzconfumenten verschafft/

ist also nicht nur zum Nachtheil der Produzenten/ sondern

zum Nachtheil der National-Oekonomie überhaupt/ weil aus

einem großen Theile des Bodens nicht der möglichst große

Ertrag gezogen wird.

Jagd und Fischerei. 5)

Unter den in dem Uebergangsgesetze der Verfassung

aufgezählten Gefetzen / welche einer Revision unterworfen werden

sollten/ befinden fich diejenigen über die Jagd und Fischerei.

Vielfältige Klagen von xatentirten Jägern und Fifchezen-

Pächtern über Frevel und Eingriffe in ihre Rechte/ und da-

herige Entschädnißforderungen/ machten neue den Grundsätzen

der Verfassung angepaßte Gefetze über diefe Staatsregale fehr
nothwendig.

Das Departement säumte daher nicht/ fich mit daherigen
Gefetzesvorfchlägen zu beschäftigen/ und zwar vorerst mit
einem Jagdgesetze. Als der erste Entwurf eines solchen

ausgearbeitet war/ legte es denselben zu Jedermanns Einficht
in daS Sekretariat und erließ deshalb eine Bekanntmachung

iu dem Wochenblatt (7. Jenner)/ damit Wünsche und
Ansichten darüber eingegeben werden könnten. Solches
geschah auch von verschiedenen Seiten und nach Benutzung

Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung/

Seite 3t7.
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derselben legte das Departement den gedruckten Projekt mit
Bemerkungen begleitet dem Negicrungsrath vor (23. Febr.).
Jn der Mitte des Großen Raths/ der denselben bald darauf
behandelte/ wurden verschiedene abweichende Ansichten

geäußert und R.edaktionSverbcsserungcn gewünscht/ daher der

Entwurf dem Departement zur Revision zurückgesendet. Am

4. Mai legte es den revidirten Entwurf wieder vor/ und »ach

ziemlich lange» Diskufsione» erließ derGroßeNath das Jagd-
g efetz vom 29. Juni 18 32. Die Hauptgrundlagen desselben

sind/ Sorge für den Landbau/ Schutz des Eigenthums-
rcchtS und Gleichstellung aller Staatsbürger vor dcm Gefetz.

Das Recht dcr Oberamtleute felbst zu jagen und zwei Amtsjäger

zu halten/ so wie die Jagdbefugniß der Jagdaufseher/
sind also aufgehoben. Die einzelnen Bestimmungen des neuen

Gesetzes und die Abweichungen von dem alten anzuführen/
ist hier der Ort nicht.

Die Vollziehung des neuen Jagdgesetzes/ die Bestellung

von Jagdaufstheru/ die Ertheilung neuer Instruktionen an
dieselben/ die Ausfertigung der Jagdpatentc und Beziehung
her Gebühren / haben die Thätigkeit des Departements und
des Sekretariats fchr in Anspruch genommen. Sehr
verschieden war die Bereitwilligkeit zu Nebernahme dcr Jagd-
auffeherstcllcu; in einigen Amtsbezirken meldeten sich dafür
fo Viele/ daß sie nicht alle angenommen werden konnten; in
andern hingegen war niemand dazu geneigt/ fo daß die Aufsicht

den Landjägern und obrigkeitlichen Holzbannwartcn
übertragen wurde.

An Jagdpatentc« wurden für das Jahr 1832 ertheilt:
1. FrühlingSjagdpatemen 69 zu L. 4.30 L. 296.70.
2. «

- 28 6.3« 176.4«.
3. Herbstjagdpatemen 488 16.30 7964.40.
4. 22 32.3« 710.60.
6. auf Vögel 3 4. 12.

Siche Beilage Nro. IV. L. 9160.10.
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Ueber die Fischerei in den fließenden Gewässern hatte
bis dahin kein anderes Gesetz bestanden alö der Beschluß der

Regierung vom 26. Dezbr. 1804/ dessen Bestimmungen
unzulänglich sind. Sicherstcllung deö Grundeigenthums vor
Beschädigungen/ verbunden mit möglichster Erleichterung in
Ausübung der Fischerei und Sorge für Amffuung der Fischezcn/

machte nn umfassenderes Gesetz zum Bedürfniß. Zu
Vorberathung und Ausarbeitung eines Entwurfes hatte das

Departement eine befondere Commission/ bestehend aus den

Herren Geiser/ Regierungörath/ Simon/ Vice-Landammann
uud Durheim/ Großrath/ ernannt (s. April). Dieselbe legte
das Resultat ihrer Berathungen erst im Oktober vor/ und
daS Departement/ ihren Entwurf durchaus genehmigend/
säumte nicht denselben dem Regierungerath vorzulegen (8.
November). Diese Behörde/ nach Vorberathung des

Entwurfes/ brachte solchen unverändert vor den Großen Rath/
welcher denselben nach einigen Rcdaktivns-Verbesserungen

zum Gesetz erhob (26. Febr. 18S3).

Die Fischcrordnungen für den Vieler-/ Thuner- und

Bricnzcrfee fammt den daherigen Uebungen/ bleiben einstweilen

in Kraft; der Regicrungsrath ist mit Revision und Erneuerung

derfelben beauftragt worden.

Bergbau.^)
à. Dachschttfer. 2. Steinkohlen.

Nach der Verordnung über den Bergbau vom s. März
18«4 gehören alle Mineralien dem Staate/ worunter alle

eigentlichen Erze/ Metalle/ Salze/ Salpeter ze./ die in dcr
Erde enthalten und begraben liege«/ verstanden sind.
Niemand darf sich ein Mineral zueigne«/ wenn er eS auch zuerst

Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung,

Seite 328.
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entdeckt hätte, ohne Erlaubniß der Regierung. Dieselbe führt
die Oberaufsicht über die Grien-/ Thon- und Mergelgruben/
Stein- und Gypöbrüche/ über alle Bergwerke nnd überhaupt
über alle Unternehmungen/ wodurch unterirdische Erzeugnisse

gewonnen werden/ damit dieselben ordentlich und nach

gewissen Regeln betrieben werden.

1. Dachschiefer. Seit langen Jahren wird am Fuße
des Riesen der Bruch von Dachschiefer auf Rechnung des

Staats betrieben. Ablagen davon und Magazine sind zu
Miihlenen/ Spiez/ an der Sundlauenen (am Thunerfec) und

in Bern (im Aarziehle) selbst. Die verschiedenen Sorten des

Dachschiefcrs sind nach Form und Größe in 6 Nummern
eingetheilt/ wovon Nro. 6 die gesuchteste/ Nro. i aber sehr

selten gebraucht und daher nur auf Bestellung gefertigt wird.
Nach dem Auftrag deö Regierungsraths (14. März)

hatte das Departement sich mit dem Vorhaben beschäftigt/

in verschiedenen Gegenden des Cantons obrigkeitliche Ablagen
zu errichten/ wodurch in einzelnen Fällen die Vollziehung
des Gesetzes über die Dachungcn vom ii. Dezbr. 1828

erleichtert würde. Allein cS zeigten sich allzugroße Schwierigkeiten

und finanzielle Nachtheile. Man mußte sich daher
darauf beschränken/ Muster von dcn verschiedenen Nummern
des Schiefers nebst gedruckten PreiSnorcn/ beides in
ziemlicher Anzahl/ auf die meisten Oberämtcr zu senden/ mit
dem Auftrag/ einen Theil davon den Unterbcamtcn zu Jedermanns

Einsicht zuzustellen/ wclchcs durch das Amtsblatt
bekannt gemacht wurde. (22. Novbr.)

Ein allgemeiner und häufigerer Gebrauch des

Dachschiefers wäre sehr zu wünschen/ allein dcr Vortheile der

Schieferdächer ungeachtet wcrden dcrcn auf dem Lande nur noch

wenige gebaut. Diefe Vortheile bestehen vorzüglich in dcr

Holzerfparniß/indem die Schieferdächer einen viel leichtern
Dachstuhl als die Ziegeldächer gestatten.

Schon früher find im Oberhasle unter dem Zaunwald
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und ob dcm Zwirgi/ bci Nachforschungen auf obrigkeitliche

Veranstaltung/ Schieferlagcr von vorzüglicher Qualität und
so anhaltend mächtig entdeckt worden / daß damit wohl die

ganze Schweiz vcrfchen wcrdcn könnte. Da dcr Großc Rath
fclbst/ durch eincn bcfondcrn Auftrag an die Rcgicrung
(24. Febr. 1832), möglichste Begüustigung der Schiefer- und

Steinbrüche, so wie der Bergwerke überhaupt, befohlen

hatte, fo erließ das Departement eine Bekanntmachung durch
das Amtsblatt (28. August)/ wodurch die Geneigtheit der

Regierung erklärt ward/ jene Schieferlagcr im Oberhasle

zur Ausbeutung an Liebhaber mit Concession frei und ohne

Abgabe zu übergebe«/ bloß unter dem Vorbehalt/ daß ein

regelmäßiger Betrieb unter obrigkeitlicher Aufsicht/ nach dem

oben angeführten Gesetz von 1804, statt finde.

Diefe Bekanntmachung blieb bis dahin ohne Erfolg.
2. Steinkohlen. Unser Canton bcfitzt nur wenige

Steinkohlcnftötze, und dicfc liegcn fo hoch in den Gcbirgcn,
und find zudcm fo wenig mächtig (gewöhnlich nur s bis 8

Zoll), daß dic kostspielige Ausbeutung diefcS BrcnnmatcrialS
nic fehr bedeutend gewcfcn ist. Niedere Holzprcifc haben

zudcm von jchcr einen häufigern Gebrauch der Steinkohlen/
felbst von Feuerarbeitern/ verhindert. Nur in zwei
Revieren wird dcr Bergbau auf Stcinkohlcn bcmcbcn; ander
Nordfcite des Thnncrfccs in dcnGcmeindcnHabkcrn, Bcaten-

berg und Sigriswyl; und auf dcr Gebirgskette deö Stockhorns

/ in den Gcmeindcn Boltigcn/ Obcrwyl und Weisscn-

burg. Durch eine Concession der helvetischen Regierung

von 1801 ist das ausschließliche Recht zur Steinkohlen-
Exploitation in diesen zwei Reviere» einer Gesellschaft von

Unternehmern/ die früher die Bleibergwerke im Lautcr-

brunnenthal betricbeu hatte/ unter dem Namen der Obcr-
ländifchcn Bergwerk-Gewerkschaft" hingegeben worden/ und

zwar unter verschiedenem ziemlich erschwerenden Bedingungen,

die daö öffentliche Wohl und die Bcfchäftigung dcr Bc-
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wohncr der Gegend zum Zweck hatten. Aus den Berichten
der Bergbau-Commission crgicbt eS sich/ daß diese Gewerkschaft/

die ihren Sitz in Bern und daS Hauptmagazin in
Neideubach hat/ seit 3« Jahren ein Quantum von 63/Z41

Centner verkauft/ und dabei nur dcn unbedcutcndcn rcincu
Gewinn von L. 3oii. 9. 2/z gemacht hat/ welcher bei Seitc
gelegt ist/ um mit der Zeit/ wenn noch mehr dazu

kommt/ cincn längst gehegten Projekt ausführen zu könne«/

nach welchem das Gebirg (bei Boltigen) durch Hauptstollcn
aufgeschlossen wcrdcn soll/ um direkt durch daö Gcstcin auf
drei Steinkohlenlager zu kommen, deren Dasein zwar fchon
bekannt ist/ bei deren unbekannter Ausdehnung aber die

Arbeit immer alö etwas Gewagtes anzusehen ist/ indem/
wie die Erfahrung lehrt/ ein baldiges Aufhören des Lagers
nicht nur deu Gewinn wegnehme«/ sondern Verlust zuzichcn

kann.

Zwei im Laufe des Jahres eingekommene Bcgchren/ um
die Erlaubniß zum Graben nach Steinkohlen/ daö eine von
der Bavert Schwarzcnmatt/ Gemeinde Boltigen/ das andere

von Partikularen aus Bcatenbcrg/ haben das Dcpartcment
dcs Innern in dcn Fall gcfctzt/ dcn Zustand der Stein-
kohlcnbcrgwerke und die Rechte der oberländischcn Bergwcrk-
Gewcrkfchaft zu untersuchen/ womit man dermalen noch

beschäftigt ist.

G e w e r b e w e s e n.

iewerbc und E h eh a st en überhaupt. 2. Wirtl
schaftSwcscn und Handel mit Getranken.

l. Gewerbe und Ehchaftcn überhaupt. Ueber

daö Gewerbcwcscn im Allgemeinen bestehet kein Gefctz. Ein

*) Bericht über die Staatsverwaltung dcr abgetretenen Regie¬

rung Seite 2>z.
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im Jahr isso von einer Spezial-Kommission bearbeiteter

ausführlicher GefetzeS-Entwurf (der jedoch nu? die Hand-
werks-Polizei und nicht die Ehehaften zum Gegenstand hatte)/
fand/ wegen besorgter Schwierigkeiten in der Vollziehung/
zumal auf dem Lande/ nicht Beifall. Die Handwerke blieben

feit 1798 frei von allem Zunftzwang/ und selbst das in
der Hauptstadt bestandene Handwerkö-Reglement wurde 183«

aufgehoben. Allein häufigern Anlaß zu Beschwerden gab

das für diejenigen Gewerbe/ die an eigene Lokalitäten gebunden

stnd/ für Radwerke/ Feueressen u. f. w./ fortbestehende

Concessionsfystem/ nach welchem ste als Ehehaften behandelt

wurden. Auch hierüber ist kein umfassendes Gesetz

vorhanden/ sondern nur über einzelne Gewerbe/ nämlich die

Verordnung über die Mühlercchte vom 2. Juli 18«3/
diejenige über die Ehchaften überhaupt (jedoch ohne sie

einzeln zu nennen) vom 23. Sepr. 1803/ diejenige über die

Auflagen auf Radwerke / Feueressen/ Gerbcfätzen/ Wirth-
fchaftS-/ Schaal- und Bäckerrechte, welche als Ehehaftcn
erklärt werde«/ vom i8.Mai 1804/ diejenige über den Fleifch-
vcrkauf vom 29. April I8II und über den Brodverkauf vom

4. Januar I83o. Der Gesetze über die. Wirthfchaftsrcchte
und den WeinhanVel wird weiter unten besonders erwähnt
werden.

Der Mangel irgend einer bindenden Vorschrift für die

Regierung und die Sparsamkeit in Ertheilung von Concessionen

war Schuld/ daß sie als eine Gunstsache erschiene«/

denn dadurch/ daß man einem einzelne« Privaten ohne

Gegcnwcrth und blos gegen eine ganz unbedeutende Abgabe

eine Real-Concession ertheilte/ machte man ihm oft ein

Geschenk/ daö den Werth seines HauscS (z. B. eine Tavernc-

Wirthfchaft) um die Taufende vermehrte.

Die Verfassung enthält nun hinsichtlich der Gewerbe

folgende Bestimmungen/ is die Freiheit der Niederlassung

des Landbaues/ deS Handels und dcr Gewerbe wird
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Bedingungen, welche daS allgemeine Wohl und erworbene Rechte,

erfordern."
Sehr verschieden wird dieser Artikel überall ausgelegt :

Von beiden Theilen, von dem, dessen Interesse in der

Beibehaltung des Status qu« liegt, wie von dem, der seine

Rechnung bei einer Veränderung findet, wird derselbe

angerufen. Dcm Einen sichert er Gewerbsfreihcit, dem

Andern Schutz für erworbene Rechte zu. Jm Gefühl der

Nothwendigkeit, der Bestimmungen, welche die Verfassung
dem Gesetzgeber vorbehalten hat, und ohne welche der schwankende

Zufiand den Ansprüchen auf der einen und der
Unruhe auf der andern Seite immer neue Nahrung verschafft,

trug dcr Regierungörath unterm 2. Juli 1332 dem Departement

des Innern auf, ein vollständiges Verzeichniß
derjenigen Gewerben und BcrufS-Artcn abzufassen, welche nach

den bestehenden Gefetzen und Verordnungen nur mit
obrigkeitlicher Concession ausgeübt werden dürfen, und zugleich

ausführlich motivine Anträge zu stellen, für welche diefer
Gewerbe- uud BerufS-Artcn nach Anleitung dcö 16 der

Verfassung daS Concessions-System aufgehoben, und für
welche es im Interesse einer guten Polizei und zum Schutz
erworbener Rechte, (welche zum Thcil mit namhaftcn Staatö-
Abgaben, Bodenzinfen und Ehrschätzcn belastet stnd) fortan
gchandhabt werden follte. Das Departement und die ihm

imtergcordnctcn Kommissionen haben fich scithcr wiederholt
mit diefem eben fo wichtigen als fchwicrigen Gegenstände

beschäftigt; aber noch find die daherigen Arbeiten nicht so

weit gediehen, daß dcr Ncgicrung gereifte Vorschläge
vorgelegt werden könnten. Indessen ist Anstalt, getroffen, daA
solches nächstens geschehe-

Aus dem Gesagten ist nun leicht abzunehmen, in welcher

schwierigen Stellung sich das Departement des Innern bei

Prüfung und Berichterstattung über die ziemlich zahlreich
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eingekommenen ConeessionSbegehren für nene Ehehaften
befand. Bei dem Mangel einer Richtschnur mußte eö sein

ganzes Bestreben darnach richten/ die verfassungsmäßige Gc-
werbSfreiheit mit dem öffentlichen Wohle und mit dem dcn

alten Ehehaftcn gebührenden Schutz nach bestem Vermögen

zu vereinbaren. Die ConeessionSbegehren wurden daher

unterstützt / fo oft nicht weftntliche Nachtheile zu befürchten

waren/ und mithin nach freisinnigen Grundsätzen eine
ungleich größere Zahl als in frühern Jahren ertheilt.

Folgendes ist die Nebersicht der von dem Departement
im Laufe des Jahres 1832 behandelten Concessionsbegehren:

Schmieden aller Art 29

Mühlen 2
Rönnlen 1

Dreschmaschinen mit Radwerk .2
Oelmühlen 7

Sägemühlen 12

Gerbesätze 2

Lohstampfen 2

Walken 1

Schaalrechte 7

Bierbrauereien s

Färbereien 1

Buchdruckcreien 2

Steindruckereicn 2

2. DaS Wirthschaftswefen und der Handel mit
Getränken (über ersteres besteht das Gefetz vom 2l. Sept.
1804 und über letztern die Verordnung vom 9. Juni 1830)

sind wegen ihrem entschiedenen Einfluß auf Sitten und

Wohlstand der Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit der

Regierung/ daher auch eigener Unterfuchung und Berathung
gewefen.

Die gleich nach dem Antritt der neuen Regierung zahlreich

einlangenden Wirthfchaftsbegehren/ befonders abcr die



67

im größten Theile des Lebcrbergs hierin eingerissenen

Unordnungen, veranlaßte den Negicrungsrath genaue Berichte
aus diesem Landcstheile einzuziehen und das Departement
des Innern mit Untersuchung der Frage zu beauftragen: ob

das von der abgetretenen Regierung im Jahr I817 in den

leberbergischen Aemtern im WirthschaftSwescn eingeführte
System der Concessionen den Bedürfnissen des Landes und
den Wünschen der Einwohner entspreche, oder welche

Abänderungen desselben allfällig einzuführen wären?
Das Departement fammelte die Berichte und Ansichten

aus dem Jura und fetzte eine Kommission nieder, bestehend

aus den Herren Simon, jetzigen Landammann, alö Präsident;
Fürsprech Gerber, Jmhoof von Burgdorf, Oberst Hofmcyer
und Langel, jetzigen Regierungs-Statthalter von Conrtelary,
welche sich jedoch nur einmal verfammclte und die Aufgabe
größtentheils dem Departement felbst überließ.

Die Wünsche aus dem Jura zeigten sich fehr verschieden,

ja entgegengesetzt. Jn dem größten Theile diefcS Landes,

nämlich in den Amtsbezirken Biel, Courtelary,
Ambergen, Münster und dem französischen Theil von Dclöbcrg
wünfchte man Beibehaltung des ConccssionS-SystemS, jedoch

zum Theil Vermehrung der Wirthschaften. Nur im AmtS-

Bezirk Pruntrut, in der Stadt und dem deutschen Theil
von Dclöbcrg war man entschieden für Aufhebung der

Wirthfchaftsrechte und Einführung des Patent-Systems.
Jn Ermanglung dicfeS letzter« wurde freier Kleinhandel
mit Getränken verlangt.

Dcr Umstand, daß in dem alten Cantonsthcile sich noch

keine Klage gegen den Grundsatz deS Concessions - Systems
erhoben, daß selbst im Lcberberg die Mehrheit sich

dafür ausgesprochen; der gute Zustand unfercr Wirthshäufer,
die mit keinen andern dic Vergleichung scheuen dürfen; die

grenzenlosen Nachtheile, die für Sittlichkeit und Wohlstand
aus der WirthfchaftSfreiheit entstehe« müßten; endlich die
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Rücksicht/ die man den bestehenden Wirthschaftsrcchten schul-

dig ist / und andere Betrachtungen mehr/ bewogen das

Departement des Innern zu dem einmüthigen Antrag auf
Beibehaltung der Wirthschafts-Concessionen/ zugleich aber auf
Feststellung von Regeln/ nach welchen in Zukunft bei Ertheilung

derfelben verfahren werden follte/ damit das Publikum
gegen Monopole gefchützt und der Willkür Schranken gcfctzt

werde, die bisher bci Ertheilung diefcr Rechte geherrscht

hatte. Zugleich dann wurde auf das Interesse der jetzigen

Wirthschaftöbesttzer Bedacht genommen/ dadurch/ daß man
die öffentliche Versteigerung dcr Rcal-Taverncnrechte und

die Verpachtung dcr Pintcnfchcnkrechte vorschlug/ dercn Erlös

untcr die bcnachtheiligten Wirthe nach billigem Verhältniß

vertheilt werden soll. Nach diesen Vorschlägen/ welche

daS Departement unterm i. Nov. dem Regicrungsrath iu
einem ausführlichen Gutachten vorlegte/ würde die Zahl der

Wirtschaften bedeutend vermehrt und dem Bedürfnisse des

Publikums volle Rechnung getragen werden.

Hinter dcm Departement liegen gegenwärtig über hundert

WirthfchaftS-Begehren/ mcistcns aus dem Leberbcrg/
deren Behandlung bis zn Revision dcr daherigcn Gcfetze

verfchoben ist.

Hinsichtlich des Handels mit Getränken wurde eine

bedeutende Herabsetzung des Minimums fur Großhändler
vorgeschlagen/ nämlich für Wein/ Bier und Obstwein auf fünf
Maas (statt wie bisher 5o) und für gebrannte Wasser aller

Art/ für Wirthe auf 5/ für daS übrige Publikum hingegen

(wie bis dahin) auf 10 Maas; wodurch vielseitigen Wünschen

entsprochen und der Landmann nicht mehr gezwungen
würde/ den Wein entweder theuer im WirthShause oder in
allzugroßer Quantität beim Großhändler zu kaufen.

Zum Schlüsse wird auf das unter den Beilagen (No. v.)
zu sindende Verzeichniß sämmtlicher Wirthschaften im Canton

verwiesen.
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Gesundheitspflege.^)
t. Medizinal wesen überhaupt. 2. Unterrichtsanstaltett.
s. Jmpfwesen. â. Spitäler. 5. Außerordentliche Sa-

nitätSanstalten. a. Cholera, d. Pockcnkraukhcir.
v. Mascrnkrankheit zu Gols. <t. Viehkrankheitcn.

v. Tolle Kunde.

1. Medizinalwescn überhaupt. Das Jahr 1832

hat die Thätigkeit der Sanitätsbehörden in vorziiglichem
Grade in Anspruch genommen. Die anfänglich vom Osten,
dann vom Nordwesten her sich nähernde Cholera, die fast

in allen Gegenden des Cantons anSgcbrochcne Pockenkrank-

hcit, die ungewöhnliche Menge wuthkranker Hunde, und
andere in einzelnen Gegenden oder Ortfchaften herrschende

epidemische Krankheiten unter Menschen und Vieh/ verbunden

mit dem durch theure Lebensmittel und Verdienstlostg-
kcit gesteigerten Andrang zu den öffentlichen Krankenanstalten,

alle diese ungewöhnlichen Ereignisse und Heimsuchungen,

von deren Zufammcntrcffen wohl wenig Beispiele sind,
haben große Anstrengungen und Opfer nöthig gemacht. Bevor

man aber zu Darstellung dessen übergeht, was sowohl

durch die ordentlichen als die außerordentlichen SanitätS-
Anstaltcn in diesem Jahr geleistet wurde/ ist cö nöthig/ einige

Bemerkungen über die im Fache deö Mcdizinalwcsens
bestehenden Gesetze und über die Organisation dcr SanitätS-
Behörden vorangehen zu lassen.

Uebcr die Organisation und Befugnisse des SanitätS-
Naths (nunmehr Sanitätö-Kommission) und deö SanitätS-
Kollcgii/ über diePrufnng und Patentirung der Aerzte aller

Art/ bestehen verschiedene ältere und neuere Verordnungen/
namentlich vom 17. Aug. I8o4/ 24. Juni und 18. Nov.
1807 und 17. Sept. 1819. Diefe Verordnungen wurden im

Bericht über die Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung/

Seite 484.
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Lauft deS Jahres 1832 durch zwei Beschlüsse deS Ncgie-
rungö-Raths dahin abgeändert/ daß die Professoren und

Lehrer der Akademie nicht Mitglieder deS SanitätS-Collegii
fein/ und die Prüfungen der Aerzte öffentlich statt stnden

follen/ auch daß der NcgierungS-Rath felbst über Patentirung
oder Zurückweisung der Geprüften entscheide. Eine
allgemeine umfassende Mcdizinalordnuug für den Canton ist nicht
vorhanden/ ein Mangel/ der längst fchon gefühlt und daher
im UcbcrgangSgcsctz dcr Verfassung erwähnt wurde/ und
dem die vielen Quacksalbereien und unbefugten
Arzneiverkäufe größtentheils zuzuschreiben stnd. Vorzüglich in Cri-
minalfällcu / und in der gerichtlichen Medizin überhaupt/ward
dcr Mangel von Krciö- oder Amts - Phystkaten gefühlt/ und
cS wird dercn Aufstellung daher auch von einer Mcdizinal-
Vcrfassung crwartct. Der Entwurf einer solchen liegt nun
dem wichtigsten Theile nach vor/ verfaßt aus Auftrag der

vorigen Negierung durch Herrn Doktor Lutz. Dicfe große,
höchst schätzbare Arbeit ist auf drei Theile berechnet/ wovon
die zwei ersten seit I830 vollendet stnd. Sie enthalten die

Grundsätze dcö Ganzen und die Auseinandersetzung deö

Geschäftskreises dcr Medizinalbchördcn und Personen/ so wie

ihre Verhältnisse zu andern Behörden und Beamten. Die
Spezialvcrordnungen übcr die einzelnen Gegenstände des

Medizinal- und Sanitätswcsens waren dcm dritten Theile
bestimmt/ und eö folgt daraus / daß derselbe nicht wohl vor
Genehmigung der zwei ersten bearbeitet werden kann. Der
SanitätSrath harte im Jahr 1830 eine Kommission ernennt/

um die Arbeit des Herrn Lutz zu prüfen und Bericht
darüber zu erstatten; ihre Versammlungen wurden aber durch

die politifchen Ereignisse unterbrochen; und der Gegenstand

alö unerledigt dcr ncnen Regierung übergeben. Das

Departement des Innern widmete demselben seine Aufmerksamkeit/

sobald dringendere Geschäfte eö gestatteten/ und nach

wiederholter Rücksprache mit der SanitätS-Kommission ver-
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langte es bei dem NegierungS-Nath (2. Nov.) die Autorisa-
tion zum Druck und zur Verbreitung dcr Arbeit deö Herrn
Lutz, überzeugt/ daß dieses das beste Mittel sei/ um aUfällige

Mängel derselben / so wie die Wünsche und Ansichten der

Aerzte und des Publikums zu erfahren. Dcr Rcgierungs-
Rath hat den Zweck der Bekanntmachung gebilligt/ aber

befohlen/ daß zu diefem Behufe daö Werk revidirt/ ein Auszug

von dem praktischen Theile desselben gemacht und solcher

der Regierung vorgelegt werden solle.

Sowohl eigene Wahrnehmungen als Beschwerden des

Publikums hatten dem Departement die Ueberzeugung ver,
schafft/ wie mangelhaft die Ausbildung vieler Landärzte fei/
und wie fchr ste im allgemeine«/ im theoretischen und
praktischen Theile der Wissenschaft hinter demjenigen zurückbleiben/

was man von einem von Regierungsbehörden patemirtcn
Arzt billig erwarten soll. Obschon nun die Ursache davon

zum Theile in der Organisation der medizinischen Fakultät
unserer Akademie liegt, so ist doch gewiß/ daß die bestehenden

Anstalten besser benutzt werden könnte»/ welches auch

geschehe» sein würde/ wenn es bis dahin nicht gleichsam

üblich gewesen wäre/ Jeden zu patentiren/ dessen Kenntnisse

nicht in ziemlich hohem Grad mangclbar erschienen. Bei
der Betrachtung/ daß die Acrztc das ausschließliche Privilegium

der Kuust genießen und daß z. B. von ihren Befund-
fchcinen in Criminalfällcn oft die Ehre/ das Gut/ ja daS

Leben der Staatsbürger abhänge« / muß daS öffentliche Wohl
eine größere Strenge bei Prüfung derfelben hinlänglich
rechtfertigen/ und eS erließ daher daS Departement einen Auftrag in
diefem Sinne an die Saniläts-Kommission und daö Collegium.

Bis zum Jahr I827 wurde die Thierheilkunde in
unferm Canton als eine freie Kunst betrachtet/ die von
Jedem ausgeübt wcrdcn durfte/ dcr Zutrauen bcfaß/ und zu

keinen gcgründctcn Klagen Anlaß gab. Dann aber wurde
dic von dcr Regierung bestätigte Verordnung des SanitätS-
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Raths vom 10. Mai 1827 erlassen, welche den Mentirteli
Thierärzten aber nur das Vorrecht giebt, die Pferde in der

Gewähr- und Riickfallzcit zu besichtigen und zu schätzen, und

in allen andern gerichtlichen Fällen gebraucht zu werden.

Ein größeres Privilegium konnte denfclben nicht ertheilt
werden, da ihre Zahl für daö Bedürfniß bei weitem nicht
hinlänglich war, und jetzt noch nicht hinlänglich ist.

Um in Erwartung der Einführung eincr Medizinal-
Ordnung dem fo mangelhaften Veterinärwcfen aufzuhelfen
und das Studium der Thierheilkunde aufzumuntern, wird
gegenwärtig unter der Leitung der Sanitäts-Kommission
durch Herrn Professor Anker an dem Entwürfe einer ncucn

Verordnung über die Thierärzte gearbeitet. Dcr Nämliche
beschäftigt sich auch mit Vorschlägen zu Verbesserung deS Wafcn-
mcister-WescnS, dessen Einrichtung ebenfalls fchr mangelhaft

ist.

Das Reglement über die Bergfahrt und die Rindvieh

p o l iz c i vom 26. März 1816 hat sich im Allgemeinen auch

im Jahr 1832 als sehr zweckmäßig und wohlthätig bewährt,
und mehrere Anlässe, vorzüglich die in einigen Gegenden sich

zeigende Spuren von Viehseuchen, haben die Nothwendig-
kcit strenger Handhabung desselben dargethan.

DaS Vermögen der durch das Gcsetz vom 9. Mai 1804

gestifteten Vichentfchädigungs-Kaffa beträgt auf31. De-
zember 1832 Fr. 73,069. i. 7. Seit ihrcr Errichtung wurden

daraus bezahlt an Entschädigungen Fr. 9988. 7. 3>/g.

und an Kosten bei Viehseuchen Fr. i4os. 5. 6. Nach dem

Stiftungsgefttz wird für das als krankgefchlagcne Vieh die

Hälfte, und für das alö verdächtig geschlachtete, aber nachher

gesund erfundene, drei Viertel der vorher gegangenen

Schätzung bezahlt. Wenn abcr das Kassa-Vermögen auf

Fr. io«,ooo angesticgen fein wird, fo sollen die Entschädigungen,

nach einer denn zumal zu bestimmenden Norm, höher

angeschlagen und bezahlt werden.
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2. Unterri chtöanst« lten. Die medizinische Fakultät
der Akademie so wie alle hülfswissenschaftlichen Anstalten
stehen unter der Leitung und Aufsteht des ErzichungS-Departements.

Die SanitätS-Behörde ist in keiner unmittelbaren

Stellung zu derfelben; aber als Prüfungskollcgium
kann sie auf größern Fleiß der Zöglinge und vollständigere

Studien wirken/ und durch gute Organifation des

Medizinal-Wefens die Wissenfchaft aufmuntern und befördern.
Dieses hat sie auch durch Geldmittel gethan/ und im Jahr
1832/ wie in dcn frühern/ besonders das so vernachläßigte
Studium der Thierarzneikunde/ durch Unterstützungen an
mittellose Schüler zu begünstigen gesucht.

Die Hebammenschule wurde auf dcm Füße/ wie sie

feit fünf Jahren eingerichtet ist/ auch im Jahr 1832 mit
gleich befriedigendem Erfolge fortgefetzt. Es werden nämlich
jährlich in zwei Lchrkurfen/ von denen jeder fünf Monat
dauert/ zwölf WeibSperfonen zu Hebammen gebildet. Die
Sanitäts-Kommission entscheidet über die Annahme der

Bewerberinn:/ die sich im Frühjahr auf eine Bekanntmachung
hin anschreiben lassen / und nimmt so viel möglich auf
diejenigen Gegenden Rücksicht/ die noch keine Mentine
Hebammen haben.' Herr Professor Herrmann stcht dcr Schule
als Lehrer vor/ Frau Frey / Hebamme/ ist Geburtshelferin/
Kosthalterin der Schülerinen und zugleich Armen-Hebamme
der Stadt und des Stadtbezirks Bern/ welch letztere Eigenschaft

zum praktischen Unterricht nothwendig ist.

Die jährlichen Kosten dieser Anstalt betragen oir«»

Fr. 2200.

Jm Laufe des Jahres 1832 wurden patentirt:
3Landärzte/1Wundarzt/ 3Apotheker/1Zahnarzt/

^Hebammen/ i Krankenwärter/ 3 Thierärzte und 3 Wafenmcister.
Das vollständige Namensverzeichniß derselben ist auf

Beilage No. vu. nachzusehen.
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3. Jmpfwefen. Seit bald dreißig Jahren, daß die

Kuhpockeu-Jmpfung in unserm Lande bekannt ist/ hat die

Regierung derselben eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet/

und durch zweckmäßige Anstalten die Verbreitung dieses

Schutzmittels zu befördern gesucht/ auch bedeutende Opfer
gebracht/ um die Klasse der Armen dicfer Wohlthat theilhaft

zu machen. Dem Vorurtheile und der Nachlässigkeit eines

Theils des Publikums/ und des Mangels gesetzlicher Verbindlichkeit

ungeachtet/ vermehrte sich die Zahl der Geimpften

von Jahr zu Jahr. Obfchon daS Impfen den Lauen fchon

feit längerer Zeit untersagt wurde/ so geschieht doch solches

leider noch ziemlich häufig/ und dieser Pfuscherei ist ohne

Zweifel zum großen Theile die Intensität der Blattern-Epidemie

zuzuschreiben/ mit welchen wir von Zeit zu Zeit und

namentlich im Lauft dieses Jahres heimgesucht wurden. Der
Umstand/ daß viele solcher Schlcchtgeimpften erkrankten oder

starben/ hat nun bei den Unverständige«/ die zwifchen guter
und schlechter Vaccination nicht unterscheiden / den Glauben

an die Kraft des Schutzmittels gcfchwächt. Die Verständigen

hingegen über die Nothwendigkeit größerer Vorsicht bei dicfer

Operation belehrt.
Die Sammlung der Jmpfberichte aus dem ganz.cn Canton

ist mit Schwierigkeiten und Zeitverlust verbunden,
daher die Refnltate von 1832 noch nicht angegeben werden

können. Statt derfelben folgen hier diejenigen vom Jahr i83i:
Es wurdeu im Canton mit Erfolg geimpft 6942

Menschen, worunter 26M Arme, deren Impfungen vom Staate
mit Btz. 6 bezahlt werden/ und daher eine Ausgabe veranlaßten

von Fr. 1279. 6. Die Zahl der Impfungen ist um

1636 fchwächer/ als im Jahr 183«/ da von 12M9 getauften

Kindern nur die vorhin angegebene Zahl von 6942, folglich

nicht die Hälfte, geimpft wurden.

Die Impfungen wurden durch 66 Aerzte und 9 Hebammen

(denen das Vacciuircn erlaubt worden) verrichtet/ und
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sie zeigten im Ganzen nur 31 mißlungene Impfungen an.

Der Amtsbezirk Signau weißt die größte Zahl aus.

Sechs Aerzten des Cantons/ die sich durch Thätigkeit
ausgezeichnet, wurde eine Remuneration ertheilt. Es bestehen

drei Depotö von Impfstoff, nämlich daS Hauptdepot in Bern
bei Herrn Ober-Jmpfarzt Flügel und zwei NebendcpotS bei

den Aerzten Ammann zu MadiSwyl und Lehmann zu Langnau,

welche gcgcn eine kleine Entschädigung aus der Staatskasse

verpflichtet sind, wo möglich immer frischen Impfstoff zu

halte«/ um die andern Aerzte damit versehen zu können.

Die Gesammtausgabe für das Jmpfwcfcn beträgt für
1831 Fr. 2098. 3. 5.

Als Hauptresultat der bekannt gewordenen Beobachtungen

spricht sich die Erfahrung bestimmt zu Gunsten dcr

Schutzkraft der Kuhpocken aus; allein nur bedingt und für
eine gewisse Zeit/ fo daß nach 15 bis 20 Jahren eine zweite

Impfung statt finden follte. Durch diese Wiederholung einer

leichten gefahrlosen Operation würde fich die Empfänglichkeit

zu ferneren PockenauSfchlägen durch eine gelungene

Impfung am sichersten kund thun/ während/ wenn kcine Vaccine-
pustel« sich zeige«/ ma« die Gewißheit erhalten würde/ daß

keine Disposition mehr dazu vorhanden ist.

4. Spitäler. Die zwei großen Spitäler deö Cantons
nämlich die Insel und das äußere Krankenhaus/ stehen nicht
unmittelbar unter den Sanitätsbehörden/ sondern ihrer besondern

Verhältnisse wegen, unter einer eigenen Direktion.
Die Einrichtung, die Verwaltung und die finanziellen,

Hülfsmittel dicfer Anstalten gründen sich auf das Jnfclrcgle-
ment von 1809, auf die Uebereinkünstc zwischen der Regierung

und der Stadt Bern vom 16. April und i. Mai iS3i/
betreffend die Jnfel/ und vom 13. und 17. August gleichen

Jahres/ betreffend das äußere Krankenhaus; endlich auf die

Dotationsurkunde vom 15. Jan. i83i/ wodurch der Staat
statt dcr bisherigen jährlichen Beitrage das denfclbcn cm-
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sprechende Kapital abtrat/ und somit die Insel mit einer

Million/ das äußere Krankenhaus aber mit Fr. 260,000

aussteuerte. Die Aufnahme der Kranken in den Jnfclfpital
und das äußere Krankenhaus geschieht durch das Jnfcl-
Collegium in zwei wöchentlichen Sitzungen oder dem

sogenannten Schaufaal des Montags und Donnerstags. Jn Nothfällen

aber wird die Aufnahme durch die angestellten Aerzte

gestattet; derfelben sind für den Jnselspital vier/ nämlich

zwei Aerzte und zwei Wundärzte; für das äußere Krankenhaus

nur einer/ der Arzt uud Wundarzt ist/ aber nicht gleich

den Jnfclärzteu die Befugniß hat/ Nothfälle aufzunehmen.

Die gewöhnliche Zahl der Betten im Jnfclfpital istii5.
In Nothfällen aber wird diefe Zahl oft bedeutend

überstiegen / und dicfcs war dcr Fall vorzüglich im Jahr 1332.

Das äußere Krankenhaus enthält eine Pfründeranstalt

für Unheilbare/ ein Irrenhaus/ und cin Kurhaus für
syphilitische, krätzige und mit dem Grind behaftete Kranke.

ES ist keine bestimmte Zahl von Betten, sondern dieselbe

wird nach den Umständen vermehrt oder vcrmindert.

Folgendes ist die Uebersicht der Leistungen dieser Spitäler

im Jahr 1832.
Insel. Acußer. Krankenhaus.

Von 1831 zurückgebliebene Kranke 103. 118.

Jm Laufe des Jahrs 1832 aufge¬

nommen 1239. 729.

Total dcr Verpflegten 1342. 847.

Davon traten geheilt aus 1035. 664.

ungeheilt aus 103. 1«.

ES starben 92. 44.

Blicbeu auf 31. Dec. zurück 112. 169.

1342. 847.

Darunter befanden sich 18 Personen von tollen Hunden

und 2 von tollen Katzen gebissen. Von erstern starben 2 an
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im Haust/ sind aber auch als geheilt zu betrachten.

Die Zahl der Kranken, die sich im Laufe des Jahres vor

Schausaal gestellt haben, beträgt 2688/ wovon nach obiger
Uebersicht 1968 angenommen und 620 abgewiesen wurden.

Folgende Badekuren wurden fiir arme Kranke veranstaltet

:

Nach Blumcnstein 9 Perfonen.
Enggistein 9

Gurnigel 53

Leuk is
7, Niederbaden 48

Schiuznach 47

Weissenburg 12

154 Perfonen.

An den daherigen Kosten haben beigetragen:

Die Gemeinden der Kranken Fr. 158«

Der Jnselspital 4«o»

Fr. 658«

An Apparaten wurden unentgcldlich verabfolgt: 615

Bruchbänder/ 1 Staarbrille/ 3 goldene Thränenststelröhrchen/
1 silberner Katheter, Z künstliche Beine/ 2 andere Apparate.

An Reisesteuern wurden an entlassene Kranke ausgerichtet:

Fr. 303. 8. 5. in Geld/ 201 Paar Schuhe/ 62 Hemden,

4 Paar Strümpfe.
Die tcstamentlichen Vermächtnisse zu Gunsten des Jnfel-

spitalö betrugen im Jahr I832 Fr. 16/585. Zu Gunsten

des äußern Krankenhauses sind keine gefallen.

Als Krankenanstalten des Staats bestehen neben diesen

zwei großen Spitälern noch zwei kleine auf dem Lande,

nämlich die sogenannten Noth fällst« ben zu Jnterlacken
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«nd Pruntrut. Letztere besteht in einer Ausdehnung des

Stadtspitals auf Kosten der Regierung/ welche zum Besten

der drei katholischen AmtsBezirkc zehen Betten gestiftet hat/
wofür jährlich Fr. 64oo angewiesen werden.

In dcr Nothfallstube zu Jntcrlackcn waren zu Anfang
des Jahrs von den issi aufgenommenen Kranken 4

Jm Lauf des JahrcS 1832 wurden aufgenommen 44
' ^8

von welchen 4 starben und die übrigen als genesen entlassen

wurden.

Schon längst wurde in den übrigen von dcr Hauptstadt
entfernten Gegenden des Cantons das Bedürfniß solcher

Nothfallstuben lebhaft gefühlt. Jn dem Jnselspital und
äußerm Krankenhaus müssen je länger je mehr Kranke wegen

Mangel Platzes abgewiesen werde«/ und oft ist dcr Transport

dcr Krankcn nach Bern wegen der Entfernung fchwcr/
gefährlich oder unmöglich. Auch sind aus mchrcrn Gcgcnden
Wünfche zu Errichtung solcher Filialfpitälcr eingelangt/ und

mit Vergnügen hat die Regierung die Bcrcitwilligkcit viclcr
Gemeinden zu daherigen Opfern vcrnommcn; denn es ist

leicht einzusehen/ daß die Kosten zu bedeutend stud/ um ganz
aus dem Staatövermögen geschöpft werden zu können.

Um über diesen Gegenstand der Regierung Vorschläge
machen zu könne«/ erließ das Departement dcs Innern
unterm 3. Mai ein'Kreisschrcibc« an die Regicrungs-Statt,
haltcr von Courtclary/ Münster/ Bicl/ Nidau/ Erlach/
Wangcn/ Aarwangen/ Trachselwald/ Signa«/ Thu«/ Ober-
und Nicder-Simmcnthal/ Saanen u«d Frutigcn/ um Confc-

rcnzcn zwischen den Gemeinden und Amtsbezirken zu
veranstalten, ES wurde vorgeschlagen/ aus mchrcrn Aemtern
Bezirke zu solchen Krankenanstalten zu bilden, und das Lokal
so viel möglich im Mittelpunkt dcS BczirkS zu wählen / doch

dabei andere wichtige Vortheile/ als daö Vorhandensein ge-
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eignerer Gebäude/ guter Aerzte/ Apotheken u. s. w. nicht
aus dem Auge zn verlieren.

Dieses Kreiöschrciben ist noch ohne bestimmtes Resultat/
die meisten Antworten werden erst noch erwartet.

Z. Außerordentliche S a n i t ä t s a n st a l t e n.

s. Cholera. Schon im Juni 1831/ als die astatische Brechruhr

(okoiers morbus) stch vom Osten her den Grenzen

Deutschlands näherte/ hatte dcr Große Rath die Absenkung

von Acrztcn in die Ländcr/ wo dicsc Krankhcit herrschte/

beschlossen / und dafür cinc Summe von Fr. 8000 angewiesen.

Diese Sendung untcrblicb abcr/ wcil eine folche von der

Tagfatzung felbst angeordnet und eine eidgenössische SanitätS-
Commisston aufgestellt wurde, um gemciufame Maßregeln

gegen das Eindringen dcr Krankhcit zu treffen. Mit dieser

Ccntralbchörde setzte man stch sofort in Verbindung/ und

durch Bcfchluß der Negierung vom 24. August 1831 wurde
eine außerordentliche Sanitäts-Commission ernennt/ bestehend

aus Herrn Professor Tribolct/ Präsident/ den Herren
Doktoren Jtth und Benoit/ und Polizey-Direktoren von Wattenwyl

und Bondcli; ste crhiclt cincn besondern Sekretär in
der Person dcö Herrn Dr. Tribolct/ Sohn/ und es wurden

ihr sogleich die außcrordcutlichcn Vollmachten übertragen/
die der Große Rath selbst am 12. gleichen MonatS der ordentlichen

SanitätS-Commission ertheilt hatte, und wodurch sie

ermächtigt wurde / alle gutsiudcndcn Vorkchrcn zu Verhinderung

des Eindringens dcr Cholera/ und/ im Fall ihrcS
Ausbruchs/ zu Besorgung dcr Krankn zu treffen/ wofür
anfänglich obige Summe der Fr. 8000 angcwicfcu/ fpätcr abcr

(14. Scpt.) ein unbefchränktcr Crcdit cröffnct wurde.

Dcr Aufforderung dcö Vororts gcmä'ß/ und nach

Anleitung des eidgcnosstschcü GesundhcitSrcglcments von I829
wurden vom 6. Septcmber an dic aus dcu Ocstcrreichifchcn/

Preußischen / Nufsischen und Sardinifchen Staaten kommenden

Reifenden und Waaren nur gegen GefundheitSamstate
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eingelassen/ und überhaupt die polizeiliche Aufsicht auf Hand-
werkSburfchen/ Landstreicher und Bettler verschärft; auch/

nach dem Beispiele anderer Städte/ die Berner Martini-
Messe öffentlich abbestellt.

Neben diefen Vorkehren gegen das Eindringen der Krankheit

traf die außerordentliche Sanitätö-Commission im
Innern deö CantonS für den Fall des Ausbruches Anstalten

zu Besorgung der Kranken und zu Verhinderung der

Verbreitung der Seuche. Um Uebereinstimmung nnd Genauigkeit

in Vollziehung der obrigkeitlichen Verfügungen zu

erreichen/ fand in allen Gemeinden die Einsetzung von Spezial-
Gefundheits-Commissionen statt/ mit denen die außerordentliche

Sanitäts-Commission direkt in Verbindung trat. Jn
allen Städten und Dörfern wurden zu Lazarethen dienliche
Gebäude ausgesucht und angewiesen/ und um dcu Gemeinden

in Einrichtung und Ausstattung derfelben zu Hülfe zu

komme«/ wurde in Bern ein Magazin von Waldhaar-
Matrazen/ Leintücher«/ Kopfkissen/ wollenen Decke«/ fer-
nerS von Medikamente«/ namentlich Vegetabilicn und
andern im Preist steigenden Arzneien; endlich von den für
die Nahrung der Kranke« fo nothwendigen Rciö und Habermehl

errichtet. Jn jedem Amtsbezirke wurde ein Arzt
bestellt/ um der außerordentlichen SanitätS-Conmiifsion über
den öffentlichen Gcsu«dheitözusta«d wöchentlich Bericht zu

erstatten. Auch auf die Anweifung besonderer von
Wohnungen entfernter Begräbnißplätze wurde Bedacht genommen/
und mit Benutzung dcr gcfammcltcn vorzüglichen Schriftcn
über die Cholera/ Verhaltungsregcln für das Volk in bcidcn

Sprachen gedruckt und ausgetheilt. Die außerordentliche

Sanitäts-Commiffion fand auch nothwendig/ Jnfpcktionö-
und JnstruktionSreistn von Aerzten anzuordnen/ sowohl um
die Speziai-GesundheitS-Commissionen der Gemeinden mit
ihrem Pensum bekannt zu mache«/ als die angewicscncn
Lokalitäten zu Lazarethen und Begräbnißplätze« in Augenschein

zu nehmen.



Auf diefem Standpunkte befanden sich die Cholera-
Anstalten bei dcm Antritt dcr neucn Rcgicrung. Sie ließ

sich foglcich übcr die bisherigen Vorkehren und über den

Gebrauch/ den die außerordentliche Sanitätö-Commission von
dcm unbcfchränktcn Credit gemacht hatte/ Bericht geben.

Es ergab sich/ daß biö zum 3. November Fr. 28M0
ausgelegt wareil/ und Fr. 8000 sich in Cassa befanden / mithin
waren bei dcr StandcScasse crhobcn wordcn/ im Ganzen

Fr. 36/00«. Außerdem betrugen die. bereits gemachten

Bestellungen von Betten / Gerätschaften/ Arzneien und Lebensmitteln

Fr. 37/000.

Auf deu Antrag des Departements beschloß der

Regierungsrath unterm 8. November die Genehmigung der

bisherigen Verhandlungen und Leistungen der außerordentlichen

Sanitäts-Commission/ mithin die gemachten Ankäufe und

Bestellungen von beiläufig Fr. 73,000/ befahl abcr/ daß es

bei diesen Vorkehren einstweilen sein Verbleiben haben und

zu fcrncrn dic angegebene Summe übersteigenden Ausgaben
die fpeziclle Bewilligung deS Rcgierungsraths eingeholt
werden/ also dcr illimitirtc Credit zurückgezogen fcin follc.
Zugleich wurde aus triftigen Gründen ein Mitglied des

Departements des Innern (Herr Regicrungsrath Otth) mit
der Oberaufsicht auf die außerordentlichen Sanitätsanstaltcu
beauftragt/ und mehrere Vorschriften hinsichtlich der, Hcrrn
Großrath Bücher anvertrauten/ Cassaführung ertheilt; indessen

aber dic nöthige Summe für die noch bevorstehendem

Ausgaben von «irca Fr. 37/000 in mehrcrn Terminen / wovon
dcr letzte auf 1. April 1832/ angcwiefcn.

Dic Tagfatzuug beschloß unterm 23. Christmonat i83i
die Aufhebung dcr Vorkchrcn gcgen die Cholera im Innern
der Schweiz und die Beschränkung derfelben auf die Grcnz-
Cantonc. Bei dcm Ausbruche dcr Cholera in Paris (Endc
März) und deren beunruhigenden Verbreitung in südöstlicher

Richtung wurde dieftr Beschluß auf unfcre Cantonsgrenzc
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gegen Frankreich mit aller Strenge in Vollziehung gesetzt

und durch die anbefohlene Räuchcrung der Briefschaften
verschärft/ zugleich an die außerordentliche SanitätS-Commission
wiederholte Aufträge zu Vervollständigung ihres Magazins/
nach den frühern Bestellungen/ erlassen und ein besonderer

Magazinier in der Person des Herrn Reuther/ Negotiant/
bestellt. Der Regierungörath nahm auf den Bericht und

Antrag des Departements einen Beschluß (13. April)
wodurch die Grundsätze, nach denen in den Cholera-Angelegenheiten

ferners verfahren werden follte, aufgestellt wurden.

Zufolge dessen erließ er ein KreiSfchreiben an die Negiernngö-
statthalter (18. April), empfahl ihnen verdoppelte
Aufmerksamkeit auf die Beobachtung aller Verordnungen und

Vorschriften/ und verlangte Bericht über die Quantität nnd

Qualität der in den Landapotheken vorhandenen Medikamente,

die gegen die Cholera gewöhnlich angewendet werden.

Bei dcr Unmöglichkeit cincr Berechnung der Kosten/ welche

die Cholera-Lazarethe im Fall des Ausbruchs der Krankheit
erfordern würde«/ konnte die Regierung nicht im Voraus
bestimme«/ was ste leisten würde / fondern sie gab die

Zusicherung/ Alles zu thun, (befonders in den ärmer« oder am

meisten heimgesuchten Gegenden,) was die Hnlfsqucllcn des

Staates gestatten möchten.

Die drohendste Gefahr gieng indessen größtentheils
vorüber, nnd daS allmählige Aufhören dcr Cholera in Frankreich
beruhigte wieder die Gemüther. Die Aufgabe dcr außcr-

ordentlichcn Sanitäts-Commission war größtentheils gelöst/
und daS Mangelnde konnte ohne Schivierigkeit durch die

ordentliche SanitätS-Commission besorgt werden. Sobald
daher diese letztcxe durch den Rcgicrungöbeschluß vom it. Mai
organism war/ und sich konstituirt hatte/ trug sie, vereint
mit dcr außerordentlichen SanitätS-Commission sclbst, auf
Auflösung diescr letztern und Übertragung ihres Pensums

an die ordentliche Sanitäts-Commission an, welche Auflö-



sung denn auch dcr Regicrmlgörath auf dcn Vorschlag dcö

Departements fofort beschloß (21. Mai). Der fcithcr sich

entfernenden Gefahr ungeachtet beschäftigte sich das Department

und die SanitätS-Commission mit Fortfctzuug und

Vervollständigung dcr Anstalten/ namentlich durch dic
Bestellung uud Unterricht von Krankcnwärtern/ fo wie öffentliche

Bclehrungcn dcö Volkes durch Rede und Schrift über

Schutz- und Heilmittel gegen die Cholera. Als fchr zwcck-

mäßige und schnelle Hülfe für einzelne Ortschaften/ wo die

Cholera ausbrechen folltc/ fand man die Einrichtung von
Ambülancen oder beweglichen Spitälern/ bestehend in einem

großen mit Gcräthfchaftcn/ Medikamenten u. f. w. bcladenen

Wage»/ wodurch weuigstcus die erste Hülfe bis zu gehöriger
Unterbringung dcr Kranken gereicht werden kann. Dcr Rc-
gieruugörath befahl daher, anf den Vorschlag dcr Sanitätsbehörden/

dic Einrichtung von ein oder zwei folchcr
Ambülancen. Jm Lcbcrberg hatten im Frühjahr und Sommcr
einige cholera - ähnliche Krankhcits- und Stcrbcfällc
Aufsehen und Unruhe errcgt, allein dic Sanitätsbehörden mußten
stch aus den ärztlichen Bcfundfcheinen von der Grundlosigkeit
der Besorgnisse überzcugcn.

K. Pockenkrankheit. Schon seit dem I. i«26 herrscht

in unserm Canton, so wie in der übrigen Schweiz und in
Nachbarländern/ dic Pockcncpidcmic; doch immcr nur an
einzelnen Orten. Jm November und Dczcmbcr l83i aber brach

diese Krankheit in Bern, so wie in den AmtSbczirkcn
Seftigen/ Thun uud Nicder-Simmcnthal mit Heftigkeit aus,
und vcrbrcitete sich bald fast übcr den ganzen Canton. Da
der Jnfclfpital nicht für ansteckcndc Krankheitcn bcstimmt und

eingerichtet ist, fo mußte eine besondere Anstatt zu Besorgung

armer Kranker eingerichtet werden. Auf den Vorfchlag
der Sanitätsbehörde geschah dicscs dadurch/ daß das Haus
Nro. 94. an dcr Matte in Bern/ das bereits als Choleraspital

eingerichtet war, zu einem Pockenfpital bestimmt wurde.
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und zwar für Kranke aus der Classe der Dienstboten/
Handwerksgesellen und andern Personen/ welche durch Armuth
oder sonst außer Stande waren/ stch selbst gehörig besorgen

zu lasse«/ oder deren Absonderung unmöglich war. Herr Dr.
Wild wurde als Arzt bestellt/ und ihm ein HauSökonom mit
Dienstboten und mchrern Krankenwärtern untergeordnet; die

anfangs für die Kosten angewiesene Summe von Fr. sooo

wurde später wegen unerwartet langer Dauer der Epidemie
auf Fr. sooo erhöht. Der Arzt stattete der Sanitätsbehörde
und diefe dem Departement deö Innern periodische Berichte
über den Fortgang/ die Resultate und die Kosten der

Anstalt ab/ welche stch alö äußerst wohlthätig bewährte. Nicht
nur aus Bern und dessen Umgebungen/ fondern auch aus

andern Gegenden des CantonS, da die Krankheit fast überall,
mit mehr oder minderer Strenge herrschte/ wurden arme
Kranke in den Spital aufgenommen.

Bei dcr abnehmenden Epidemie/ und bei der zunehmenden

Gefahr dcr von Frankreich her stch nähernden Cholera/
beschloß dic Rcgierung unterm 23. April keine neue Pockenkranke

mehr in der Anstalt aufzunehmen und dieselbe allmählig
eingehen zu lassen. Der Spital wurde somit unterm 26.

gleichen MonatS geschlossen.

Vom 17. Dezember bis zu diesem Zeitpunkt/ also in
einem Zeitraum von «irva s Monate«/ waren in demselben

163 Kranke verpflegt worden/ von denen 10 starben/ die

übrigen als genesen entlassen wurden. Die Gestorbenen

befanden stch aber bei ihrer Aufnahme alle bereits in einem

vorgerücktem Grade von Krankhcit. Unter dcr Gesamtzahl/
die aus 99 männlichen und 64 weiblichen Kranken bestanden/

waren 102 ungeimpfte/ i9.'mit ungünstigem Erfolg gcimpftc/
32 gut geimpfte / und 10 Menfchen/ deren Krankheit ein

Mittelding zwischen Variolen und Varioliden war.
Das günstige Resultat/ daß von 163 Kranken nur 10

starben, ist vorzüglich dcr Gcschicklichkcit und dcm uncrmü-



demi Fleiße deS Herrn v,-. Wild zu verdanken. Die Kosten
der Anstalt betrugen im Ganzen L. 6218. 6. 6.

Jm Monat Juli zeigten stch die natürlichen Pocken wieder

häufiger, und man sah fich abermals genöthigt, für das

Unterkommen einzelner armer Kranken zu forgen. ES wurden
daher in dem nämlichen Gebäude wieder zwei Zimmer, jedoch

ausschließlich nur für Nothfälle, eingerichtet, die ärztliche
Beforgung dem Herrn Dr. Otth, dem Herrn i)r. Flügel
aber die Oberaufsicht und Leitung der kleinen Anstalt
übertragen, und vorerst eine Summe von Fr. so« dafür
angewiesen (12. Juli.).

In dieser zweiten Anstalt wurden vom 12. Juli bis 13.

Novbr. 21 Kranke verpflegt, nämlich 13 männliche und 8

weibliche, von welchen 2 männliche starben, die übrigen aber

geheilt entlassen wurden, und in allem 446 Pflegetage
genossen; die Kosten betrugen zusammen Fr. 1601. 5. '/2.

Nach den erhaltenen Mittheilungen beläuft fich die
Totalsumme der seit Oktober i83i bis August I832 bekannt

gewordenen PockenkrankheitSfalle im Canton auf die Zahl
von 1345, darunter waren 232 Geimpfte und 4« früher
Geblätterte. Von der Gcfamfumme starben s?, von denen 2

Vaccinine und 3 Geblätterte. Von den 232 Geimpften
zeigten 237 den Verlauf der Varioliden, 45 hingegen einem

mehr oder weniger vollständigen Pockcnvcrlauf.

«. Masernkrankheit zu GalS. Jn der Dorffchaft
Gals, Amtsbezirks Erlach, deren ungesunde Lage, besonders

bei Wassergrößen wie im Jahr is3i, für Epidemie besonders

empfänglich macht, zeigte stch im Januar 1332 die Rötheln-
krankheit (mit Maseru comxlizirt) unter den Kindern so heftig,
daß von 142 derfelben in kurzer Zeit 120 erkrankten und
viele starben. Sobald die Regierung davon unterrichtet war,
sandte fie Herrn Dr. Niehans in Bern auf Ort und Stelle,
(anfangs Februars) mit der Vollmacht, ärztliche nnd diätetische

Hülfe zu fchaffcn, wozu ihm vorläufig die Summe von Fr. 600
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zugestellt wurde; denn eS zeigte sich/ daß die Heftigkeit der

Krankheit vorzüglich der schlechten ungesunden Nahrung
zuzuschreiben war. Zu dem Ende wurde fogleich eine Spar-
fuppenanstalt eingerichtet/ und dcr nächste Arzt/ Hcrr Ankcr
in Erlach/ mit Besorgung der Kranken bcfondcrS beauftragt/
welcher stch denn auch durch Thätigkeit und Uncigennützigkeit

auögczeichnct hat. Nachdem die Krankheit bcinahc ?/s der

Kinder ergriffen hatte, hörte ste nach einigen Monaten wieder

auf. Bis zum 12. April/ alö auf welchen Zeitpunkt sich

die Berichte erstrecken/ warcn von den 120 erkrankten Kindern

62gencfcn/ 4s gestorben und is noch krank.

Die Kosten der vom Staate gelcistctcn Hülfe betrugen
im Ganzen Fr. 887. 7. 2/2.

cZ. Vichkrankheiten. Auf dic zu Ende Aprils 1832 der

Sanitäts-Commission zugekommene Kundc/ daß im Canton

Basel/ namentlich zu Langenbruk/ unter dem Rindvieh die

Lungenseuchc ausgebrochen sei/ wurde an die RcgicrungS-
statthaltcr der Grcuzämter Dclöbcrg/ Wangcn und Aarwangcn
der Befehl erlassen, kein Rindvieh auö dcm Canton Bafcl
einzulasscn/ es fci denn mit authcntifchcu GcfundhcitSfchcincn
versehen. Gleichzeitig lief die Nachricht ein / daß im StcckholZ/

Amtsbezirk Aarwangcn/ eine verdächtige Lnngcukrankheit unter
dem Rindvieh stch zeige/ worauf der von dem Rcgicrungö-
statthaltcr bereits verhängte Stallbann des kranken ViehcS

durch dcn Dorfbann vcrfchärst und die Veranstaltung
getroffen wurde/ daß die SanitätS-Commifston über den Fortgang

der Krankheit regelmäßige Berichte von Thicrärztcn
und dcn Behörden erhalte. Hcrr Thicrarzt Jäggi zu

MadiSwyl, von dem RcgierungSstatthaltcr in dcn Canton Bafcl
gesendet, erstattete zwar beruhigenden Bericht über den

dortigen Gesundheitszustand dcö Viehes; allein als bald nachher

zu Steckholz wieder einige Stücke erkrankten und auch in
MadiSwyl die Krankheit sich geäußert haben sollte, so begab

sich Herr Professor Anker/ Mitglied der SanitätS-Commifsion,
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aus ihrem Auftrag/ an Ort und Stelle, mit dcr Vollmacht/
die nöthigen SichcrhcitSmaßregeln zu treffen. Er fand kein

kranks Vieh mehr wcdcr zu MadiSwyl noch im Stcckholz;
hingegen licß er aus Vorsicht einige mit krankem Vieh in
Berührung gestandene Rinder schlachte«/ und ordnete

zweckmäßige Vorsichtsmaßregeln an. Es ergab sich, daß

fchon im Winter in jenen Ortschaften Vieh an der Seuche

gestorben/ ohne daß die Thierärzte die Krankheit erkannt

hatten/ und daher ohne daß die Behörden davon benachrichtigt
wurden. Woher die Seuche eingebracht worden/ konnte nicht
erfahren werden; die Nachforschungen/ die Herr Anker auch

im Canton Bafel veranstaltete/ warfen aber Verdacht von

Gefährde auf einige Viehhändler des AmtS Aarwangen und

von Nachlässigkeit ab Seite einiger Vichinfpcktorcn in
Ausstellung von Viehfcheinen. Das Departement ließ diese

Perfonen durch den Negierungsstatthalter in Unterfuchung und

Verantwortung ziehen/ welche/ obfchon kein eigentliches
Vergehen konstatirr wurde/ doch eine größere Vorsicht zur Folge
haben wird. Zwei unpatentirten Thierärzten/ welche das

kranke Vieh behandelt hatten und deren Unwissenheit zu

Tage lag/ wurde das Praktiziren untersagt. Spätere durchaus

beruhigende Nachrichten über den Gesundheitszustand des

Viehes/ sowohlim Amtsbezirk Aarwangen als im Canton Basel/
gestatteten die Aufhebung der außerordentlichen/ den Verkehr
immer hemmenden Vorsichtsmaßregeln.

Für krank geschlagenes oder gesund geschlachtetes Vieh
aus infizirten Ställen wurden an einige Perfonen der

Gemeinde Unter-Steckholz aus der Viehcntfchädigungscassa
bezahlt Fr. 663. 4. Die Kosten/ welche der Cassa auffielen/
belaufen sich auf Fr. 222. 4. 6.

e. Tolle Hunde. Schon i. I. i83i hatten sich Spuren
der HundSwuth gezeigt/ sie vermehrten sich im Frühjahr
1832 anf schreckhafte Weife; und obfchon in vielen
Amtsbezirken/ wie in der Hauptstadt/ die Verordnung vom 2s.
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August 1821 nber das Anbinden der Hunde vollzogen, und
deren strenge Handhabung sowohl dcn Beamten durch Kreiö-
schrciben der Regierung/ als dcm Publikum mittelst öffentlicher

Aufforderung eingeschärft wurde, so zeigte sie sich doch

im Ganzen nicht wirksam genug, und eS wurde eine größere

Strenge nothwendig. Die Sanitäts-Commission erließ daher

mit Genehmigung des Rcgicrungsraths dic im Druck
verbreitete Publikation vom 18. Juni 1832/ wodurch die

Verordnung von 1821 erfrischt und verschärft wurde. Die immer
sich mehrenden Opfer der HundSwuth erzeugten indessen fowohl
bei der Regierung als bei dem größten Theil des Publikums
dcn Wunsch nack) Maßregeln zu Verminderung der übermäßigen

Menge unnützer Hunde. Schon früher/ nämlich unterm 28.

Mai/ hatte daher der Regicrungsrath dcm Departement einen

Anzug des Herrn Rcgicrungsraths Bürki/ betreffend ein

hahinzielendes Gefctz/ zur Begutachtung überwiesen. Eine
Auflage auf diefe Thiere schien das einzige mit den Grundsätzen

der Regierung verträgliche Mittel/ deren große Zahl
zu vermindern / denn das Recht Hunde zu halten auf einige
Classen der Gefellfchaft odcr auf einige BcrufSartcn zu

beschränken/ wie es in einigen Cantonen der Fall ist/ scheint

allzusehr dcr Freiheit zuwider.
Nachdem das Departement unterm 19. Juni dic Grundsätze/

auf welche ein Gcfctz zu Verminderung der Hunde
gestützt werden könnte/ gegen den Regierungsrath ausgesprochen

hatte/ erhielt es den Auftrag einen GefetzcScntwurf auf den

Grundsatz abzufassen:

daß von jcdcm Huude ohne Untcrfchicd eine jährliche
Taxe von Fr. 2. bezahlt werden folle; mithin keine

Ausnahme weder zu Gunsten gewisser Beruföleutt/ Bewohner
abgelegener Höft/ und eben fo wenig eine Clafstfikatiou
Statt finden könne."

Ein nach diesem Auftrage verfaßter Gcfetzcöeutwurf
wurde unterm 1. November dem Regierungörath vorgelegt.
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zugleich wiederholte das Département des Innern seinen

frühern Antrag: den Ertrag dieser Taxe nicht in die Staatskasse

fließen zu lassen, ohne demselben eine besondere

ausdrückliche Bestimmung für wohlthätige odcr nützliche Anstalten

zu gcbeu.

Der Gefctzescntwurf ist noch nicht von dcm Großcn Rath
behandelt.

L a n d s a ß e n.

Es ist hier nicht dcr Ort, dic Gcschichte dcr Entstehung

und des Zustandes der Corporation seit 1778 bis auf uuferc

Zeit zu durchgehen. Dafür wird auf dcu Bericht dcr

Staatsverwaltung der abgetretenen Regierung Seite 569 und auf
das Gutachten verwiest«, welches das Dcpartcmcnt deS

Innern unterm s. Jcnner 1833 der Regierung vorgelegt
hat. Nur das Wesentlichste davon wird herausgehobcu und

mag hier seine Stelle stndcn.

Bci der Bildung der Corporation im Jahr 1778 belief
sich die Zahl dcr Landfaßcn auf 3482 Köpft. Das Institut
war ursprünglich nur provisorisch und in Erwartung, daß

diese Heimathlosen stch Bürgerrechte würden verschafft haben.

Schon vor 1798 wurde daher wiederholt, aber fruchtlos,
Berathung über Aufhebung der Corporation gepflogen. Nach
dcr Lostrennung von Waadt und Aargau fand im Jahr
180Z eine Theilung der Landfaßen statt. Die Totalität von
4107 Köpfe wurde vertheilt nach dem Verhältnisse von

V? für Bern von 2341 Köpfen.
2/7 Waadt 1182

>/? Aargau 684

*) Bericht über die Staatsverwaltung dcr abgetretenen Regie¬

rung, Seite 569.
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Diese Bern aufgefallene Zahl von 2341 Köpfen erhielt
später durch zwei Verfügungen einen Zuwachs, nämlich im
Jahr 1818 durch Aufhebung der Gemeinde Glaöholz wegen

ihrer eigenthümlichen, zum Theil gesetzwidrigen, Entstehung
und dermaligcn besondern Verhältnissen, wodurch «ir«« 40

Seelen Landfaßen wurden, sedoch mit einer Dotation von

L. sooo, die noch setzt vorhanden ist. Den zweiten Zuwachs

erhielt die Corporation durch eine Convention mit dcm Canton
Waadt im Jahr 1824, wodnrch demselben 41 Köpfe wieder

abgenommen werden mußten.

Eine eigene Classe der Corporation bilden die sogenannten

ewigen Einwohner, bestehend aus 9 Geschlechtern von
«irvs 180 Köpfen, die fchon vor Aufstellung der Corporation
in einigen Gemeinden dcs Cantons das immerwährende
Wohnungsrecht besaßen und noch besitzen.

Die letzte Zählung dcr Landfaßen geschah im Jahr 1818

und betrug 2569 Köpfe. Zum Behufe dcr bearbeiteten
Vorschläge zu Aufhebung oder besserer Einrichtung dcr Corporation

wollte das Departement dcs Innern im Laufe des

JahrS 1832 eine zweite genaue Zählung veranstalten, allein
dicscS Bcgchrcn blieb bisher ohne Erfolg, weil, dcr
Regicrungsrath dicfcn Gegenstand lange nicht und erst kürzlich

behandelt und gewürdiget hat.

Durch das Gesetz vom is. Fcbr. 1826 hatte die abgetretene

Rcgierung,mittclst allmähligcrEinbürgerung und Verhinderung
d«Ehcn, die Verminderung und endliche Auflösung der

Corporation herbeizuführen gesucht. Die Beschränkung der Ehen

erzeugte aber große Klagen, und durch das Gcsctz vom 4.

Mai 1832 wurde das Heirathen dcn Landfaßen unter den

gleichen Bedingungen, wie den GemeiudSbürgcrn, wieder
erlaubt.

Die Kosten der Landfaßen - Corporation betrugen im
Jahr 1831:
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Armen-Etat oder ordentliche Bcsteurungen/ s7s Per¬

sonen L. 18/462. 9. 9/2.
Außerordentliche Besteurungen 334 Per-

,!!lf/ sotten « 9706. 5.

Verwaltungskosten 2ZS6. 2. 5.

Zusammen L. so/715. 7. 4/2.

Auf Einbürgerungen wurde außerdem verwendet eine

Summe von L. 4606.

Gleich am Anfange feiner Geschäftsführung faßte das

Departement des Innern den Zustand der Landfaßen ins

Auge und überzeugte stch von den großen Mängeln der letzigen

Einrichtungen. Jn dem Großen Rathe kam die Sache bei

dcr Berathung dcS GesctzcS vom 4. Mai 1332 zur Sprache
und es wurde dem Departement dcr Auftrag zu Theil/ baldigst

Anträge darüber vorzulegcn. Bci Berathung der Vorschläge
über Umgestaltung dcr Landfaßcn-Corporation war der erste

Zweck/ den das Departement stch vorsetzte/ gute und
nützliche Bürger aus ihnen zu machen. Philanrropie
und Staatöwohl erfordern dieses gleich gebiererifch. Jedoch

kann man nur insoweit nach diesem Ziele strebe«/ als die

Hülföquellen deS Staatö die Mittel dazu darbieten. Keineswegs

aber geht man von dem Grundsätze aus/ die bisherigen

jährlichen Kosten von jetzt an zu vermindern/ wohl aber

dem stetcn Anwachsen derselben Einhalt zu thuu/ und durch

allmählige moralische Verbesserung dcr Corporation für
eine spätere Zukunft die Last zu erleichtern.

Folgende Mittel kamen zur Sprache:
1. Jn Corporation bleiben / aber nnter andercr Einrichtung.
2. Einbürgerung durch Verrheilung auf die Gemeinde«/

oder blos Anweisung von immerwährenden Wohnungsrechten.

3. Bildung einer neuen Bürger- und Ortsgemeinde.

4. Einkauf in eine andere Gemeinde.

Z. Auswanderung und Colonisation.
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Das Departement machte slch zur Pflicht/ die Vortheile
und Nachtheile eines jeden dieser Mittel in seinem Antrag
vom 5. Jenner 1833 aus einander zu setzen. Einmüthig
abstrahirte das Departement von den drei letzten Auswegen,
als unausführbar/ zweckvcrfehlcnd oder zu kostspielig. Die
Mehrheit feiner Mitglieder entschied stch für Aufhebung der

Corporation und Vertheilung der Landsaßen auf die

Gemeinde«/ als dem einzigen Mittel einer gründlichen Abhülfe,
doch fo/ daß für jetzt der Große Rath nur den Gruudfatz
aussprechen und eine Frist von einigen Jahren zu
Ausarbeitung von Vorschlägen über dcn VertheiluugSmoduö bestimmen

möchte. Die Minderheit hingegen fand eö unmöglich/ einen

gerechten oder auch nur billigen Maßstab dcr Vertheilung
ausfindig zu machcn/ und hiclt dafür, daß durch cine folche

Maßregel allzugroße Jutcrcssen und Rechte verletzt würden.

Sie schlug daher die Beibehaltung der Corporation aber

unter besseren Einrichtungen (nach den im Gutachten Art. i.
enthaltenen Vorschlägen) und mit einer den bisherigen
jährlichen Beiträgen ungefähr gleichkommenden Dotation vor.

Der Große Rath wird fich mit diefem wichtigen Gegenstände

in den bevorstehenden Sitzungen zu beschäftigen haben.

Brandversicherungs-Anstalt. ^)

Durch das Gesetz vom 28. Mai l8o6 war die Brand-
versichcrungs-Anstalt des Cantons Bern auf eine Probezeit
von 25 Jahren eingeführt worden. Alö fich diefe Probezeit
ihrem Ende näherte, ließ die vorige Regierung einen auf
andern Grundsätzen beruhenden Gesctzcövorschlag abfassen nnd

mit zudiencndcm Gutachten im Druck austheilen, um die

Bericht über die Staatsverwaltung dcr abgetretenen Regierung/

Seite S78.
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Ansichten des Landes zu vernehmen (i83o). Indessen wurde
dnrch das Gesetz vom 24. Juni i83i die bestehende Einrichtung

der Anstalt noch für daö Jahr I832 verlängert.
Schon zu Anfange deö Jahres (1332) hatte das Departement

dcS Innern eine besondere Commission aus Mitgliedern

des Großen Raths von verschiedenen Gegenden des

Cantons ernannt/ um das neue Brandvcrsichcrungsgesetz mit
möglichster Beruckstchtigung der Wünsche und Bedürfnisse
des Landes zu berathen und zu einwerfe«/ allein die Arbeiten
derfelben rückten nicht fo weit vor/ daß sie dcm Großen Rathe
vor den Wintersitzungen (1332 1333) vorgelegt werden

konnten. Es wurde daher nöthig/ die Anstalt nach dem

alten Gefetze/ abermals um ein Jahr/ nämlich für I833 zu

verlängern/ welches durch das Gefetz vom 29. Juni 1832

geschah. Jm November/ nach eröffneten Sitzungen des

Großen Raths/ trat die Commission wieder zusammen/ und

legte darauf dcm Departemente einen GefctzeSprojekt vor,
welcher mit wcfcntlichen Abänderungen an dcn Regicrungsrath

gelangte (27. Nov.)/ allein von demselben und dem

Großen Rath noch nicht behandelt ist.

Auch der neue Gesetzentwurf beruht auf dcm Grundsätze

freiwilligen Beitritts/ und den Eigenthümern von Gebäuden

ist die bisher fchr vermißte Möglichkeit eröffnet/ in jedem

Zeitpunkt des Jahres beitreten zu können. Aber wichtigere
Fragen stnd angeregt worden/ worüber die Ansichten
verschieden sind/ und zwar vorerst über daö Verhältniß der
Beiträge. Biö dahin war dcr Beitrag für alle Anen von
Gebäuden gleich; dadurch befanden sich die besser gebauten

Häufer gegen die feuersgefährlicher gebauten in offenbarem

Nachtheil. Nach gemachten Berechnungen haben die Gebäude

der ersten Classe/ von Stein mit Ziegeln bedeckt/ in einem

Zeitraum von 23 Jahren/ (i8os 1829) L. 177/350 mehr

an Beiträgen bezahlt/ als zu Vergütung des von ihnen
erlittenen Schadens nöthig gewesen wäre/ und die Gebäude
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der sechsten Classe in Holz gebaut und mit Stroh bedeckt/

haben auf Unkosten der benachtheiligten Gebäude/ L. 262/361

mehr bezogen als bezahlt. Mit Recht wurde daher über

diefes Mißvcrhältniß Befchwerde geführt. Allein eö ist eben

so wahr/ daß ohne diefe Gleichstellung die Anstalt nicht fo

allgemeinen Eingang gefunden und zu fo erfreulichem Gedeihen

emporgekommen wäre. Uebrigens fanden die Besitzer von

steinernen Häusern in Städten zum Theil eine Erleichterung

darin/ daß ste nur einen Theil des Werthes versichern ließen/

weil gänzliche Einäscherung solcher Gebäude selten ist/ und

ihnen also gewöhnlich doch der volle Brandschaden vergütet

wurde.

Aus dcr im Laufe diefes Jahres abgelegten Rechnung

pro 1831 ergicbt es sich/ daß 47/06o Gebäude für ein Capital

von L. 80/960/900 versichert sind. Die Brandschaden

betrugen L. 19/934. 3. 6. Zu Deckung derselben wurde eine

Anlage von ?4 vo« ,1000 ausgeschrieben/ deren Ertrag daS

Einnehmen bildet mit L.40/480.4.6.

Als Ausgaben erscheinen:

Obiger Brandschaden v. 1831 L. 19/934.3.6.

Unbezahlt gebliebener

Brandschaden von 183« . 6/606.7.9 </2.

Verwaltungskosten und
Prämien 1/830.,, 6.

L. 28/370.1.9'/2.

Ueberschuß dcs Einnchmens/ der dcn Brand-

versichcrten für I832 zu gut geschrieben

wird L. 12/110.2.6/2.

Jm Laufe des JahrS 1832 haben sich im Canton 49

FeuerSbrttnste ereignet/ wodurch 110 Gebäude eingeäschert

wurden. Dcr verstchcrtc Brandschadcn beträgt L.13I/86I.6.2.

(Der wcitcrc Detail ist unter Beilage Nro. vi. nachzusehen.)
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Die bedeutendsten Brände waren diejenigen zu Lcuzigcn

am 8. April/ und zu Brcssaucourt/ Amtsbezirks Pruntrut/
am 2. Juui. Am crstcru Orte zeigte stch die Nothwendigkeit/
die neuen Häuser zu mehrerer Sicherheit vor Feuersgefahr
weiter aus einander zu bauen. Als Beitrag an den den ärmern

Brandbefchädigten dadurch auffallenden großem Baukosten

und für dcn Bau eines gemeinsamen Wafch- und Ofenhauses

hat die Regierung L. so« bewilligt/ welche vereint mit den

übrigen an Unterstützungen bczahltcn L. so«/ dic Summe
von L. Ilvo ausmachen. Herr Regicrungsrath Otth und

Herr Großrath Jäggi in Lcuzigcn habcn stch dabei bcson-

dcre Verdienste erworben.

Vermischtes.
t. Hausbauten und Dachungen. 2. Schifffahrt.

K. Mobiliar-Versicherun gS-Anstalt.

1. Hausbauten und Dachungcn. Nach der

Verordnung vom 24. Jcnner l8io muß die Bewilligung zum Bau
eines HauscS von der Rcgicrung ertheilt werde«/ wenn
Oppositionen dagegen gemacht werden/ odcr wcnn das Gebäude

auf eine Allmeud odcr obrigkcitliches Land zu stehen kommen

soll. Hausbauten auf Gcmcindland stnd vorzüglich häufig
in den höher liegenden Dorffchaften dcS Lebcrbcrgö/ wo die

Allmend oft alle Häuser umschließt und daS Vieh mitten im
Dorfe zur Weide geht. An solchenOrtcn bestimmcn gewöhnlich
die Gemeindöreglemente die der Gemeinde für Bauplätze zu

bezahlende geringe Entschädigung. Schwieriger war die

Anwendung der Verordnung in Fällen, wo Oppositionen
von Nachbarn vorhanden/ und wo oft fchwer zu bestimmcu

war/ ob die Sache privatrcchtlicher Natur sei/ odcr in dcu

Bereich dcr Baupolizei falle. Jn crstcrm Falle wurden die

Parthcicn an den Civilrichtcr gewiesen.
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Ebenso erhoben sich zuweilen Anstände wegen Anwendung
des Art. 4 der Verordnung/ wornach kein Gebäude näher

als 3oo Fuß von einer Waldmarche aufgeführt werden soll;
denn eS zeigte sich die Nothwendigkeit zwischen eigentlichem
Wald und Gebüfch/ Gesträuch oder einzelnen Bäumen zu

umerfcheiden.

Nach dem Gefctz vom ii. Dezbr. 1828 sollen alle
Gebäude/ die entweder neu errichtet odcr auf dcr Stelle eines

alten wieder aufgebaut worden, mit Ziegeln oder Schiefer
eingedeckt werden. Ausgenommen sind die Sennhütten und

Gaden auf Bergen oder Allmenden, fo wie die Landwirth-
schaftögebäudc ohne Feuerstätte/ in einer Entfernung von 600

Fuß von andern Gebäuden. Fernere Ausnahmen nach besondern

OrtSverhälmissen können von der Regierung gestattet

werden.

Im Großen Rath wurde am 15. Febr. von Herrn Stampfls
ein Anzug zu Abänderung dieses Gesetzes gemacht und von
dem Regierungsrath dem Departement des Innern zur
Untersuchung und Rapporterstattung zugewiesen. Dasselbe

erstattete seinen Bericht am i. Mai und trug auf Handhabung
dcö Gesetzes / das stch als sehr wohlthätig bewährt hat/ an.

Sowohl von dem Regierungörath als dem Großen Rathe
wurde dieser Antrag genehmigt/ mithin das Gesetz bestätigt.

(18. Mai.)
Die Vollziehung dieses Gesetzes hat das Departement im

Laufe des Jahres vielfach beschäftigt/ denn fehr zahlreich
kamen die Begehren um Ausnahmen von der aufgestelltcu

Regcl ein/ und daö Departement hat derfclbcn weniger nicht
als 47 behandelt. ES zeigte sich in mehreren Gegenden

große Tendenz zu Umgehung des Gesetzes/ und mithin die

Nothwendigkeit strenger Aufsicht ab Seite der Beamten.

Auch ist der Fall von amtlicher Unterfuchung und Bestrafung

gegen Uebmreter eingetreten. Die große Mchrhcit der

eingelangten Begehren bezweckte den Bau von Schindeldächern/
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nur selten von Strohdächern. Sie mußten vorzüglich in
Gebirgsgegenden gestattet werden, wo schwierige und
kostspielige Zufuhr von Ziegeln und die Entfernung dcr Gebäude

von einander auch größer ist. Auch andern Verhältnissen
wurde gerne Rechnung getragen nnd die Eindcckung von
Gebäuden mit Schwarren odcr Schindeln jedesmal gestatt«/
wo besondere örtliche Verhältnisse oder Vermögensumstände
eine Ausnahme von dcr Rcgcl, im Gcistc dcs Gesetzes/

rechtfertigen konnten; ohne jedoch die Betrachtung aus dem Auge

zu verlieren / daß dcm solchen Bcgchrcn oft zum Gruudc
licgcndcu Mangel an Zicgclhüttcn in einigen Gcgcndcn/ nur
durch möglichst strenge Vollziehung des Gesetzes abgeholfen
werden kanu.

Dasjenige, was das Departement zu Erleichteruug der

Vollziehung diefcS Gesetzes, durch Begünstigung eines allge-
mcincn und häufigern Gebrauchs des Dachschicfcrs/ gethan/
ist unter der Rubrik Bergbau und Dachfchicfcr nachzulesen.

2. Schifffahrt. Zu Handhabung von Ordnung und guter
Polizei und zur Sicherheit der Pcrfoucn und dcS Eigenthums
der Reifenden hatte das Oberamt Thun fchon im Jahr I819
ein Reglement aufgestellt/ das eine Kehrordnung unter den

Schiffern auf dem Thunerfee einführte/ die Schifflöhne
bestimmte und überhaupt zweckmäßige Polizei-Vorfchriften
enthielt. Die Bestimmung der Zahl der Schifflcnte und dcr

Schiffe war aber dem Gutfindcn dcs Oberamtmanns
überlassen/ und es schlichen fich Mißbräuche ein, wodurch die

Schifffahrt für die Ncifcnden fast als Monopol in den Händen

einiger Partikularen blieb, die zum Theil nicht einmal

Schiffer waren. Auf die verfassungsmäßige Gcwerbsfreiheit
stch stützend, erhoben einige Schiffer zu Anfange des Jahres
1832 Beschwerde dagegen, und verlangten Thcilnahmc an
dcr Schifffahrt, untcr dcn indem Rcglcmcntvorgcschricbcncn
Bedingungen. Jn diefem gerechten Begehren wurde ihnen

entfprochen/ und die Rcgicrung fand stch zugleich vcranlaßt
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darüber die Ansichten und Wünfche sowohl der Schiffer
alö der OrtSbehorden und fachkundiger Männer eingeholt
worden, erließ der Regierungsrath unterm 11. Juli 1832

eine neue Verordnung über diefe 'sogenannte Ema-Schiff-
fahrt auf dem Thunerfee/ wodurch die Polizeivorschriftcn
vervollständigt/ aber übrigens eine freie und nur durch die

Beobachtung dicfer Vorschriften bedingte Conkurrenz für die

Schiffer eingeführt wurde. Nur die mit Pflichten verbundenen

Rechte des obrigkeitlichen Schiffmanns im Neuhaus
machten einige/ jedoch dcn frühern nicht gleichkommende/

Begünstigungen desselben nothig. Jm Ganzen hat die Verord-
nmrg im Sommer 1832 stch als gut bewährt/ und auch eine

Revision des Schiffer-RcglcmcntS für dcn Bri en; er fee
wünfchbar gemacht/ worüber dem Regicrungs-Statthalter
von Jnterlacken das Nöthige überschrieben wurde und von

woher noch Vorschläge erwartet werden.

Auch das dcr Regierung zur Bestätigung vorgelegte alte

Reglement für die Schifffahrt auf der Aare zwischen Thun
und Bern wnrde cinigcn zeitgcmäßcn Verbesserungen

unterworfen/ im Wesentlichen aber bcibchaltcn und bestätigt. Ein
neucö Unternehmen ist in diesem Jahrc/ auf Antrieb deS

Departements des Inner«/ auf dieser Wasserstraße entstanden/

nämlich die Fahrt eines Passagicrschiffcs für Rcifcndc.
Nachdem sich auf die ergangcnc Bckanntmachung cin Schiffmann

in Thun dafür gemcldct ham / wurde eine Instruktion für
denselben entworfen/ und von der Regierung genehmigt.

Ihr Inhalt ist von gleicher Natur/ wie die Verordnung für
den Thunerfcc. DiefcS Passagicrfchiff machte die Fahrt drei

Mal in dcr Wochc,, und wurde von Bern nach Thun auf
der Achfe zurückgeführt. Der Umstand/ daß dic Fahrten erst

spät im November aufhörte«/ läßt vermuthe«/ daß daö

Unternehmen stch belohnte/ und es ist zu hoffen, daß folcheS



89

in Zukunft während der guten Jahreszeit werde fortgesetzt

werden.

Weit schwieriger hingegen war die Negulirung der

Schifffahrts-Verhältnisse aufderZiehl zwischen Nidau und

Büren/ mit denen sich daö Departement aus Aulaß einer

Vorstellung von sieben waadtländifchen Handelshäusern zu

beschäftigen hatte. Diefe Vorstellung bezweckte Erleichterungen

der Schifffahrt/ einerseits durch Räumuug des Ziehl-
betteö/ anderseits,durch Abschaffung der Mißbräuche/ die

stch bei dem Nascliren der Barken eingeschlichen hatten.
Der erstere Gegenstand wurde dem Bau-Departement/ als

in dessen Bereich fallend/ überwiesen; dcm zweiten gab daS

Departement dcö Jnncrn fogleich dadurch Folgc/ daß cs die

Befchwerde« dcn interefstrten Gemeinden mittheilte/ und ncbst

ihrcn Bemerkungen die Ansichten der Ortsbehördcn cinfordcrtt/
auch von den Neglemcmcn Kenntniß nahm. Noch während dcr

Untcrsuchuug dcr Sache fand das Departement sich veranlaßt/
bei der Regierung mit einem Antrage auf Bcfchleunigung
dcr NäumungSarbeitcn in dcr Zichl einzukommen (4. Okt.)/
wozu seit fünf Wochen/ ungeachtet des sie begünstigenden sehr

nicdcrn Wasserstandes/ noch keine Anstalten von dem Bau-
Departcmcnt getroffen zu sein schienen; denn bereits war
die auf dicfer großcn Wasscrstraßc fo wichtige Schifffahrt
gehemmt/ wodurch nicht nur dem Publikum/ fondcrn auch

den Finanzen deö Staats (wcgcn dcn fchr bedeutenden

Wasscrzöllen) großer Nachtheil zugezogen wurde. Die dcm

Departement des Innern obliegende Sorge für dcn öffentlichen

Vcrkchr machte ihm diesen Schritt zur Pflicht.
Die Beschwerden dcr waadtländischcn Handelshäuser in

Betreff deö RasclirenS zeigten sich ziemlich ungcgründet/
hingegen wünschten die Fahr-Gcmcinden Brügg und Meyen-
ricd selbst eine Revision und Verbesserung dcs alten Reglements

und machtcu Vorschläge dazu/ indem daS auf de»

Antrag dcS Bau-DcpartcmcittS unterm 14. März l8S2 von
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der Regierung erlassene neue Reglement/ wegen den vielen
offenbaren Irrthümer«/ die eS enthielt/ nie in Vollziehung
gesetzt worden war.

Das Ergebniß der ganzen Untersuchung und seine
Vorschläge zu Verbesserung des Ziehlschifffahrt - Reglements hat
das Departement des Inner» der Regierung unterm 6. Dcz.
1832 vorgelegt.

3. Mobiliar-Versicherungsanstalt. Noch immerhat
diese schöne vaterländische Anstalt auf dcm Lande nicht diejenige
allgemeine Anerkennung und Theilnahme gefunden/ die in
jeder Beziehung fo wünfchbar und vortheilhaft wäre.
Fortwährend werden HauSgeräthfchafte«/ Bich/ Hcu- und Gc-
treidevorräthe ein Raub der Flammen/ und Familien
dadurch in Noth und Elend versetzt/ ohne daß andere stch durch
daö Beispiel belehren lassen. Je länger je mehr mußte stch

die Regierung überzeuge«/ daß Steuern aus der StaatS-
Kasse/ wofür folche Brandbcfchädigte häufig fich melden / nicht
nur dic Theilnahme an dcr Anstalt unterdrücken/ fondern
auch eine Unbilligkeit gegen die anthcilnehmcnden Staatsbürger

stnd/ welche dem öffentlichen Wohl ein Opfer bringen.
Der Rcgicrungs-Rath fand stch daher zu dem Beschlusse

bewogen (21. Dez.) von nun ankeine dergleichen Brandstcucru
mehr zu ertheile«/ und machte dieses in einer von dem

Departement des Innern entworfenen Publikation bekannt/
nachdem das Departement von fich aus fchon unterm 18. Sept.
durch eine Bekanntmachung in den Amtsblättern uud

Zeitungen das Publikum zu allgemeiner Theilnahme an dcr Mo-
biliar-VersichcrungSanstalt aufgefordert hatte.
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Verzeichniß
derjenigen größern Geschäfte/ welche im Laufe des Jahres

1833 oder in den nächsten Jahren noch zu behandeln
und zu erledigen sind.

1. Revision der Gefetze über die Hinterfäßgelder.
2. Revision deS ArmenwefenS der Gemeinden.

3. Revision deS Pfründner- und Spendwefcns in den Kloster-
Schaffnereien.

4. Revision der Gefctze über das Tellwefen.
6. Verordnungen zu Verbesserung der Nindviehzucht.
6. Anstalten zu besserer Benutzung der Allmenden im See¬

land und Lcbcrberg.

7. Einführung von HandclSgefetzen (vereint mit dcr Gesetz¬

gebungs-Kommission.)
8. Revision der Gesetze über den Bergbau.
9. Revision der Gcfctze über die Ehchasten und das Con¬

cessions - Wesen.

10. Einführung einer allgemeinen Medizinal-Ordnung.
11. Errichtung von Filial-Spitälern oder sogenannten Noth¬

fallstuben in den von dcr Hauptstadt cntfcrnten Gegenden.
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Beilage 1.

General - Verzeichniß
der Einsaßen und des Betrags der Hintersaßgelder des Cantons.

Conccdirtes Zahl Total¬
der

Hinter-

summeAmtsbezirke. Htntersaßgeld. der
HintersaßMarim.

Minim. saßen. gelder.

L» rp. L. rx. L. r».t. Aarberg/ Stadt... 6 59 353 7
Landgemeinden 5 4 576 24232. Aarwangen 7 5« 2 5« 754 3432 7/3. Bern, Stadtgem.*) 40 4 3828 3I90i
Landgemeinden 5 4 «?/- 4536 6320à. Biel, Stadtgemeindc 8 ^ 2 50 24t 44t2

Landgcmeind. 3 5« t 5« 96 363 305. Büren, Stadtgcm. 6 37 225 25
Landgcmeind. 40 , 4 5« 493 «99 506. Burgdorf/Stadtgem. 8 490 4550

Landgcm. 5 3 978 45t2 4»
Courtelary 5 4 5g «37 335l 80

8 ,2 288 4464 709. Erlach/ Stadtgem. 6 45 98
Landgcm. 7 5« 3 ' 276 4389 404«. Fraubrunnen 5 3 75 5t« 2065

4 5« 75 268 927 70t2. Frutigen 3 75 294 74? 2513. Jnterlacken 4 5« 4i« 4235 75
5 4 5« 4954 6257 47/45. Laupen, Stadt 6 ' 47 84

Landgcm. 5 3 449 2040 65i«. Münster 5 4 435 4243 50t?. Nidau, Stadt 8 , 25 456 3»
Landgcm. 6 76 318 4384 3048. Oberhasle 3 76 90 323 75t9. Pruntrut/ Stadt... 8 > 274 753

Landgcm. 4 50 76 249 502 4220. Saanen 4 245 8142t. Schwarzcnburg.... 4 2 56 424 50
22. Seftigen 4 4 5« 968 2744 «5
23. Signau 5 75 «8« 3348 32/24. Obcrsimmenthal... 4 2 500 4857 50
25. Nicdcrsimmcnthal.. 4 50 2 525 4344 55
26. Thun, Stadt 46 ' 3 324 2075 55

Landgcmeind. 5 4 25 4225 4163 5
27. Trachselwald 5 3 4005 3508 50
28. Wangen 7 5« 4 25 6i2 2847 5»

*) Jetzt al'gcändcrt.
24574" 997 t I 4 t'/2
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Beilage M" 2.

Verzeichniß
der von der Armen-Commission ertheilten Gcldsteuern an

Cantons - Einwohner überhaupt.

Amtsbezirk Aarbcrg
Aarwangen
Bern
Biel.......^..'^...^'.^
Büren
Burgdorf.../.
Courtelary
Delsberg

» Erlach
Fraubrunnen.
Freibergen
Frutigen
Jnterlacken.
Konolfingen.
Laupen

» Münster
Nidau
Oberhasle.
Pruntrut
Saanen
Schwarzcnburg
Scftigeu
Signau
Oberflmmenthal

,> Nicdersimmenthal.
Thun'........:........
Trachselwald
Wangen

Summa

L.
130
184
310

16

80

160
64

130

72

64
12

630
140
634

44

104
146

268
16

82

626
260
649
194
124
34«

260
36

6341

rp.

8«

80



Beilage 3.

Uebersicht
deS Betrags und dcr Verwendung der im Canton gesammelten

Liebessteuern und der außerordentlichen Hülflcistungen
deS StaatcS.

Amtsbezirk Aarberg
Aarwangcn

' Bern
Büren

» Biel
Burgdorf.
Courtelary.
Dclsbcrg.

» Erlach
Fraubrunnen.
Frcibergen
Frutigen
Jnterlacken

n Konolfingen.
Laupen

n Münster
Nidau
Oberhasle
Pruntrut

n Oberstmmenthal..
Nicdersimmenthal.

n Saanen
Seftigen
Signau

» Schwarzenbnrg..
« Thun

Trachselwald
Wangen

Beischuß von dcr Regierung.
Ankanf von Säcken/ bezahlte
Frachten und andere Kosten...

Hat gesteuert
in Geld und

Naturalien für

66l
1388
3243
27 l
138
929
284
IIS
2S0
968

S2
106
106
S 80
262
207
193

7S
S03
106
29S
113
480
207

40
S33
262
S07

12836
27614
404Z0

rp.
SS

44'/,
14
9S

62/,
62'/
62/2

9
66
9S
IS

4

76
67/2
8S

2/2
16
22
2/2
S

S

3S

27/2
87'/
7S

3

2/2
28
S4

82

Hat empsanaen
an Naturalien

für
L.
"438
760
112

1Z90
SZ4
300
300

1048
1489

600
1791
4013

962

1288
1682
3209
1602
991

1239
826

2183
1731
3S09
3210

740
4S4

36627
ISIS

38137

rp.

362/
20

66
81«/

80
22
40

67
21

66
68
10

84
87

23

60
26

76
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Beilage 4.

Verzeichniß
der ertheilten Jagdpatenten und ihrer Gebühren.

1 8 Z

Amtsbezirk Aarberg
Aarwangen

>, Bern

» » Biel
Büren.
Burgdorf
Courtelary
DclSberg

>, Erlach
Fraubrunneu.....
Freibergen
Frutigen

» Jnterlacken
Konolfingen
Laupen
Münster.
Nidau
Nicderstmmenthal
Oberhasle
Pruntrut

« Schwarzcnburg..
Signau
Seftigen
Thun
Trachfclwald....
Wangen

Frühlings-1 Hcrbst-
J«gdpatcntgebühren.

rp.

4
241

17

30
21

34

16

10

r».
70
30
80

60
20

60
10

6«

60

10

90

60

80

473

L.
326
163

1662
243
227
326
617
6S3

368
293
26«

32
13«
370
309
244

97

130
16

603

130
309
390
439
244
196

60
60
6«

90
3«
6«
4«

20
30
4«

60
40
60
8«
10

3«
1«

40

7«
9«

20
60
6»

8677
473

9160
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Beilage SN" s.

V e r z e i ch

der Wirthschaften aller Art
n i ß

im Canton Bern.

Wirth,
Bevölkc- Eine
runq n, d. Wirth,

schaue». Zählung schjtft aus
von l«z>. Kopfe.

Amtsbezirk Aarberg 20 12702 636
Aarwangcn ' 32 21647 673
N^n j Stadtbezirks« l-O^" Amtsbezirk t? j 267 39722 156

!> Biel 26 3947 157

» 21 7808 371

» Burgdorf. 26 18734 749

» 46 11706 264

I! Dclöbcrg 62 15098 243

» Erlach 27 9260 343

>? Fraubrunnen t6 10339 646

» » Freibergcn 22 7332 333

Frutigen 13 9686 737

I? Jntcrlackcn 33 16674 602

7! Konolfingcn 42 23973 670

» Laupeu 10 7318 731

?1 Münster 33 8512 267

II Nidau 16 8027 635

» Oberhasle 6 6227 1037

Pruntrut 67 16856 251

» Saanen 7 4632 647

Schwarzenburg 6 11195 1866

Seftigen 22 16298 740

Signau 22 19753 897

Oberstmmenthal. 11 7044 640

Niederfimmenthal... 20 9567 477

Thun............. 33 21425 649

Trachselwald 24 20471 863

Wangen 33 16424 467

960 380972



Beilage 6.
Verzeichniß der Feuersbrünste.

Aemter.

t. Bern
2.
3.
4.
5. Seftigen
6.
7. Schwarzcnburg
8. Laupen

t(X "
tt. Erlach
i2. Nidau
ts. Büren
i4.

tö. Aarb'crg
t?. Fraubrunnen..
t8.
is. Burgdorf
2«.
2t. '22.
23. Wangen
24. Aarwangcn....

Ortschaften.

Bûmplitz/ Nicderbottigen.
Bern, Stadt / grün Quart.

roth
weiß

RiggiSbcrg
in der Falbclcn
Vordcrmutten
Buch
Frauenkappelen
Kriechenwyl
Brüttclcn
Lattrigen
Leuzigen
Rütti
Leuzigen
Wierczwyl
Ziehlebach
Utzenstorf
St. Niklaus
Kirchbcrg
Kirchberg
ÄcttiSwyl
Scimcnhausen
ciuf demG'iuch

Datum des
Brandes t«32.

Nov./ t8
Januar / 29
Oktober/ e

Oktober/ t4
März/
Oktober/
Mai/
August/
August/
Oktober/
März / 9

April/ Z

April/ s
Juni, t4
Sept./ tt
August/ tZ
Sornung/28
August/ 24
Avril / t
Mai/ tg
August/ e

Dczemb./27
Oktober/ 9

Mai/ 27

Gebäude.

Wohnhaus,

Schallcnhauö
Wohnhaus

Wohnhaus und Speicher...
Wohnhaus
Wohnhäuser
Wohnhaus
Wohnhaus und Scheune....
Wohnhäuser und Scheunen.
Wohnhaus
4 Wohnhäuser/ t Schmide..
Wohnhaus.
t Lchenfchmidc/ t Wohnhaus
t Wohnhaus, t Ofenhaus...
t Wohnhaus/ t Speicher...
2 Wohnhäuser/ t Ofenhaus.
Wohnhaus

Wohnhäuser
Wohnhaus

Brandschaden.

t
L.
2500

t tt«
t e? 50

t t32 50
t 3000
t 300
t tK«0
2 3800
t 22««
6 S74« 20
1 45U«
2 778

tZ t9ö«0
t 3932 50
5 t3857
t 30«
2 37 K«
2 230«
2 tos«
3 493«
t tt««
t t?0«
2 370«
t t2«0

^2 «2/tK«



Aemter.

25. Aarwangcn
26.
27. Trachselwald

so. Signa«.."
3t. Konolfingen
32.

35. Niedersimmenthal
^v.

n » «
" "4o. Frutigen

ài. Pruntrut
Hz.
43.
44. ^ ^

46. V.......
46. ,47. Delsberg
48.. «
45.
50. Courtelary

Ortschaften. Datum dcs
Brandes t832.

Mclchnau
Butschelcn
Wyßachengrabcn
Subershaus
Suttwyl
Schwanden
Winkel
AußcrbirmooS...
Münsingen
Leuengraben
Wimmis
Oey.....
Obcrwyl
WimmiS
Latterbach
Frutigen
iüornol
<I>ll>NSVt!ü
Lrsssuu«ourt
Z?»plsinoi>l
Kliöeourr
iUiövorirl
IInctsrvLlIier.,.
Ködevellier
Ktontsôv ollier..
Vsuksolin
?êr)'

Mai /
August/
Januar/
Juni/
Juni/
April/
April /
Mai /
Juni/
Jul!/
Juni t83t 29
Dez. t832 t8
April/
Juni/
Juli/
Sept.,
Januar/
März/
Juni/
August/
Oktober/
Nov./
März/
Juli/
August/
Mörz/
Sornung/27

Gebäude.
Transport

Wohnhäuser
Wohnhaus

Mühlegebäude """""!..
Wohnhaus

Wohnhäuser.''!.'!'.'"!""
Wohnhaus

Wohnhäuser
Wohnhaus

Wohnhäuser

Brandschaden,

62/t66 20
t5«0
200«

300
5t
48

285
59t«
t700
47 t0
4000
300

26
33
79
50

300
t5 70

t«48 40
320t«

78 32
5t0

406«
t53
80«

3400
60«

t20N

^ 30

tt2
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Beilage 7.

Verzeichniß
der patcntirtcn Medizinal - Personen.

Landärzte.
Johann Ulrich Schneeberger/ von Beienbach/ zu Hcrzogen¬

buchsee.

Johann Gatschet/ von und zu Jnö.
Rudolph Schcurcr/ von und zu Schüpfcn.

W u u d ä r z t c.

Joscph Lucicir Gouvcrnon/ von und zu leS Boiö/ Amts¬

bezirks Freibcrgen.

Zahnärzte.
?isris ^m«c!<Zs I^emsirs, V0N?nliivier5, itt Frankreich.

Apotheker.
Johann Gabriel Trog/ von und zu Thun.

Hsnr^ souris, von und zu Dclsbcrg.
Franz SprüngliN/ von Zofingen / zu Bern. Dicscr Letztere

ist von dcm RegicrungSrathe patcntirt worden.

Krankenwärter.
Conrad Spörri/ von Wald / Cantons Zürich/ zu Bern.

Hebammen.
Elisabeth Lüthi/ von und zu Nohrbach.

Anna König/ von WiggiSwyl/ zu BallmooS.

Elisabeth Kicner/ von und zu Niggisberg.
Anna Vögeli/ gcb. Schneider/ von Graffenricd/ zu Limpach.

Rostna Elisabeth Stcttlcr/ geb. Großglauser/ von und zu

Langnau.
Elisabeth Catharina Jung/ geb. Müllcr/ von Stcffiöburg/

zu Thun.



10«

Magdalena Krebs, geb. Lanper, von Miihlidorf, zil Rubigen.
Lisette Gribi, von und zu Biireu.
Anna Salchli/ vou und zu Brugg.
Anna Aeschlimann/ geb. Aeberhardt, von RüdcrSwyl/ zu

Ranflüh.
Anna Schon, geb. Großcnbachcr, von Napperswyl, zn

Affoltern, im Emmenthal.
Anna Hauser, geb. ManhyS, von und zu Schlipsen.

T h i e r ä r z t e.

Johann Jakob Rychencr, von Aarau.
Samuel Thomet/ vou und zu Neucneck.

Johann Hegg, von und zu Miinchenbuchsee.

W a s e n m e i st c r.

Bendicht Pfarrer, von i.» «Kut«, zu Uebischi.

Samuel Pfarrer, von Tiifchcrz, zu Thuu.
Johann Pfarrer, von Reiben,-zu Jnterlacknr. >
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